
BEKANNTMACHUNGEN

Änderung der Allgemeinen Verfügung 
zur elektronischen Aktenführung bei den Gerichten 

und Staatsanwaltschaften in der Freien und Hansestadt Hamburg
Allgemeine Verfügung der Behörde für Justiz und Verbraucherschutz

Nr. 17/2023
Vom 28. September 2023, Az.: 1454-031.01

Amtl. Anz. S. 1509

I.

Die Allgemeine Verfügung der Behörde für Justiz und 
Verbraucherschutz Nr. 10/2020 vom 20. August 2020,  
Az.: 1454-031.01 (Amtl. Anz. S. 1769), zuletzt geändert 
durch die Allgemeine Verfügung der Behörde für Justiz und 
Verbraucherschutz Nr. 13/2023 vom 14. August 2023,  
Az.: 1454-031.01 (Amtl. Anz. S. 1289), wird wie folgt 
geändert:

Die Tabelle in Nummer I wird wie folgt neu gefasst:

Änderung der Allgemeinen Verfügung zur elektroni-
schen Aktenführung bei den Gerichten und 
Staatsanwaltschaften in der Freien und Hanse-
stadt Hamburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                             �  1509

Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 11b Absatz 2 
des Hamburgischen Abwassergesetzes 
(HmbAbwG) in Verbindung mit § 10 Absätze 7, 8, 
8a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) in Verbindung mit § 21a der Verordnung 
über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) . �  1517

Änderung des Verzeichnisses der zur Abgabe von 
Verpflichtungserklärungen für die Stadtreini-
gung Hamburg AöR (SRH) berechtigten Mitar-
beitenden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                 �  1519

Vierte Änderung der Satzung des Bernhard-Nocht-
Instituts für Tropenmedizin, Stiftung Öffent
lichen Rechts . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                              �  1519
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Nr. Gericht oder Staatsanwaltschaft Verfahren Datum

1. Landgericht Hamburg Erstinstanzliche Verfahren sowie selbständige Beweisverfah-
ren und selbständige PKH-Verfahren für erstinstanzliche Ver-
fahren der Zivilkammern 8, 13, 16, 28 sowie der Kammer 3 für 
Handelssachen; einschließlich der von anderen Gerichten oder 
Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt eingehenden abgegebe-
nen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter dem Regis-
terzeichen AR geführt werden.

23.9.2020

Erstinstanzliche Verfahren sowie selbständige Beweisverfah-
ren und selbständige PKH-Verfahren für erstinstanzliche Ver-
fahren der Zivilkammer 34; einschließlich der von anderen 
Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt eingehen-
den abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter dem Regis-
terzeichen AR geführt werden.

5.5.2021

Alle weiteren Verfahren der Zivilkammern 8, 13, 16, 28, 34 
sowie der Kammer 3 für Handelssachen; einschließlich der 
Verfahren, die unter dem Registerzeichen AR geführt werden; 
einschließlich der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern 
ab diesem Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiese-
nen Verfahren.

22.6.2022

Erstinstanzliche Verfahren sowie selbständige Beweisverfah-
ren und selbständige PKH-Verfahren für erstinstanzliche Ver-
fahren der Zivilkammern 1, 3, 4, 9, 14, 17, 18, 19, 21, 25, 26, 27 
sowie 35; einschließlich der Verfahren, die unter dem Register-
zeichen AR geführt werden; einschließlich der von anderen 
Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt eingehen-
den abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

22.6.2022

Erstinstanzliche Verfahren sowie selbständige Beweisverfah-
ren und selbständige PKH-Verfahren für erstinstanzliche Ver-
fahren der Zivilkammern 2, 7, 10, 11, 12, 15, 22, 24, 29 sowie 
33; einschließlich der Verfahren, die unter dem Registerzei-
chen AR geführt werden; einschließlich der von anderen 
Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt eingehen-
den abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

7.9.2022

Erstinstanzliche Verfahren sowie selbständige Beweisverfah-
ren und selbständige PKH-Verfahren für erstinstanzliche Ver-
fahren aller weiteren Zivilkammern sowie Kammern für Han-
delssachen; einschließlich der Verfahren, die unter dem Regis-
terzeichen AR geführt werden; einschließlich der von anderen 
Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt eingehen-
den abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren vor dem Güterichter 
nach §  278 Absatz  5 ZPO sowie Verfahren der Kammer für 
Baulandsachen, der Entschädigungs- und Rehabilitationskam-
mer, der Wiedergutmachungskammer sowie des Wiedergut-
machungsamtes.

5.10.2022

Alle weiteren Verfahren aller Zivilkammern und Kammern für 
Handelssachen; einschließlich der von anderen Gerichten oder 
Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt eingehenden abgegebe-
nen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren vor dem Güterichter 
nach § 278 Absatz 5 ZPO sowie Verfahren der Kammer für 
Baulandsachen, der Entschädigungs- und Rehabilitationskam-
mer, der Wiedergutmachungskammer, des Wiedergutma-
chungsamtes sowie Verfahren, auf die die vor Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Reform des Verfahrens in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(FFG-RG) geltenden Vorschriften nach Maßgabe des Artikels 
111 Absatz 1 FFG-RG anzuwenden sind.

13.9.2023
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2. Hanseatisches Oberlandesgericht Sämtliche Verfahren des 2. Zivilsenats, des 13. Zivilsenats, des 
15. Zivilsenats und des Vergabesenats; einschließlich der von 
anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt 
eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind die beim 13. Zivilsenat geführten 
familienrechtlichen Verfahren sowie Verfahren über Anträge 
nach § 101 des Steuerberatungsgesetzes.

Ausgenommen sind ferner die beim 15. Zivilsenat geführten 
Verfahren über Beschwerden nach § 57 Absatz 2 Satz 2 und  
§ 73 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen.

Weiter ausgenommen sind die Beschwerden gegen die Ent-
scheidungen des Grundbuchamts nach dem Vierten Abschnitt 
der Grundbuchordnung sowie Beschwerden gegen Entschei-
dungen des Registergerichts nach dem Sechsten Abschnitt der 
Schiffsregisterordnung einschließlich der diese Sachen betref-
fenden Beschwerden und Erinnerungen in Kostensachen; 
diese richten sich nach § 1 Absatz 2 HmbEAktFVO in Verbin-
dung mit der Anlage 2 der HmbEAktFVO.

21.4.2021

Sämtliche weiteren Verfahren aller Zivilsenate; einschließlich 
der beim 13. Zivilsenat geführten familienrechtlichen Verfah-
ren sowie Verfahren über Anträge nach § 101 des Steuerbera-
tungsgesetzes und der beim 15. Zivilsenat geführten Verfahren 
über Beschwerden nach § 57 Absatz 2 Satz 2 und § 73 Absatz 4 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen; einschließ-
lich der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren des 16. und 17. Zivilse-
nats, des 2. Kartellsenats, des Senats für Notarsachen, des 
Senats für Baulandsachen, der Senate für Steuerberater- und 
Steuerbevollmächtigtensachen, des Richterdienstsenats sowie 
Verfahren vor dem Güterichter.

1.3.2023

3. Amtsgericht Hamburg Sämtliche Verfahren der Abteilungen 4, 8b, 12, 16, 21, 22a, 23a, 
31a, 32, 33a, 36a, 48; einschließlich der von anderen Gerichten 
oder Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt eingehenden abgege-
benen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter den Register-
zeichen M oder AR geführt werden oder die Rechtsbehelfe 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten zum Gegenstand 
haben.

5.5.2021

Sämtliche weiteren Verfahren aller Abteilungen für Zivilsa-
chen; einschließlich der Verfahren, die unter dem Registerzei-
chen AR geführt werden; einschließlich der von anderen 
Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt eingehen-
den abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren der Abteilung 62, Ver-
fahren vor dem Güterichter sowie Verfahren, die unter dem 
Registerzeichen M geführt werden, die Rechtsbehelfe nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten zum Gegenstand 
haben oder die durch den zentralisierten amtsgerichtlichen 
Bereitschaftsdienst bearbeitet werden.

16.11.2022

Sämtliche Verfahren des Familiengerichts; einschließlich der 
von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeit-
punkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die durch den zentrali-
sierten amtsgerichtlichen Bereitschaftsdienst bearbeitet wer-
den sowie Verfahren vor dem Güterichter.

25.1.2023

Sämtliche Verfahren der Abteilung 72 bis 76; einschließlich 
der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter den Register-
zeichen UR oder AR geführt werden.

8.2.2023
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Sämtliche Verfahren der Abteilung 71; einschließlich der von 
anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt 
eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter dem Regis-
terzeichen AR geführt werden.

8.2.2023

Sämtliche Verfahren der Abteilungen für Anträge auf vorläu-
fige Entziehung der Fahrerlaubnis gemäß § 111a Strafprozess-
ordnung (StPO) sowie etwaige in diesem Zusammenhang 
erforderliche Durchsuchungsbeschlüsse, wenn die Akten von 
der Staatsanwaltschaft Hamburg zuvor auf Grund dieser Allge-
meinen Verfügung elektronisch geführt und gemäß der ein-
schlägigen, für die Übermittlung elektronisch geführter Akten 
geltenden Rechtsverordnung elektronisch übermittelt wurden.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die durch den zentrali-
sierten amtsgerichtlichen Bereitschaftsdienst bearbeitet werden.

30.8.2023

4. Arbeitsgericht Hamburg Sämtliche Verfahren der Kammern 7 und 10; einschließlich 
der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter den Register-
zeichen AR oder Ba geführt werden.

1.10.2021

Sämtliche Verfahren der Kammern 1, 8, 24 und 28; einschließlich 
der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeit-
punkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter den Register-
zeichen AR oder Ba geführt werden.

4.4.2022

Sämtliche Verfahren der Kammern 9 und 11; einschließlich 
der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter den Register-
zeichen AR oder Ba geführt werden.

2.5.2022

Sämtliche Verfahren der Kammern 12, 14 und 20; einschließ-
lich der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter den Register-
zeichen AR oder Ba geführt werden.

5.9.2022

Sämtliche Verfahren aller übrigen Kammern; einschließlich 
der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter den Register-
zeichen AR oder Ba geführt werden.

4.10.2022

5. Hamburgisches  
Oberverwaltungsgericht

Sämtliche Verfahren des 1. Senats auf dem Gebiet des Asyl-
rechts, die am 1. November 2021 bei diesem Senat anhängig 
waren oder ab diesem Zeitpunkt eingehen; einschließlich der 
von anderen Gerichten oder Spruchkörpern abgegebenen oder 
verwiesenen Verfahren.

24.1.2022

Alle weiteren Verfahren des 1. Senats, die am 2. Mai 2022 bei 
diesem Senat anhängig sind oder ab diesem Zeitpunkt einge-
hen; einschließlich der von anderen Gerichten oder Spruch-
körpern abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

2.5.2022

Sämtliche Verfahren des 4. Senats, die am 2. Mai 2022 bei die-
sem Senat anhängig sind oder ab diesem Zeitpunkt eingehen; 
einschließlich der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern 
abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter dem Regis-
terzeichen Bs geführt werden, sowie sonstige Beschwerdever-
fahren, die sich gegen erstinstanzliche Entscheidungen im 
Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes richten und unter 
dem Registerzeichen So geführt werden.

2.5.2022
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Sämtliche Verfahren des 6. Senats, die am 12. September 2022 
bei diesem Senat anhängig sind oder ab diesem Zeitpunkt ein-
gehen; einschließlich der von anderen Gerichten oder Spruch-
körpern abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter dem Regis-
terzeichen Bs geführt werden, sowie sonstige Beschwerdever-
fahren, die sich gegen erstinstanzliche Entscheidungen im 
Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes richten und unter 
dem Registerzeichen So geführt werden.

12.9.2022

Sämtliche Verfahren des 2. Senats, die am 28. September 2022 
bei diesem Senat anhängig sind oder ab diesem Zeitpunkt ein-
gehen; einschließlich der von anderen Gerichten oder Spruch-
körpern abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

28.9.2022

Sämtliche Verfahren des 3. und 5. Senats, die am 5. Dezember 
2022 bei diesen Senaten anhängig sind oder ab diesem Zeit-
punkt eingehen; einschließlich der von anderen Gerichten 
oder Spruchkörpern abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter den Register-
zeichen Bs oder Nc geführt werden, sowie sonstige Beschwer-
deverfahren, die sich gegen erstinstanzliche Entscheidungen 
im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes richten und 
unter dem Registerzeichen So geführt werden.

5.12.2022

Alle weiteren Verfahren des 4. und 6. Senats, die am 25. Januar 
2023 bei diesen Senaten anhängig sind oder ab diesem Zeit-
punkt eingehen; einschließlich der von anderen Gerichten 
oder Spruchkörpern abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

25.1.2023

Alle weiteren Verfahren des 3. und 5. Senats, die am 1. Juni 
2023 bei diesen Senaten anhängig sind oder ab diesem Zeit-
punkt eingehen; einschließlich der von anderen Gerichten 
oder Spruchkörpern abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

1.6.2023

Sämtliche Verfahren aller übrigen Senate, die am 1. Juni 2023 
bei diesen anhängig sind oder ab diesem Zeitpunkt eingehen; 
einschließlich der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern 
abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

1.6.2023

6. Finanzgericht Hamburg Sämtliche Verfahren des 6. Senats; einschließlich der von 
anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt 
eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

1.12.2021

Sämtliche Verfahren des 3. und des 5. Senats; einschließlich 
der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

13.6.2022

Sämtliche Verfahren aller übrigen Senate; einschließlich der 
von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeit-
punkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

1.12.2022

7. Sozialgericht Hamburg Sämtliche Verfahren der Kammern 4, 10, 23, 28, 31, 32, 33, 51; 
einschließlich der von anderen Gerichten ab diesem Zeitpunkt 
eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter den Register-
zeichen/Zusatzzeichen SF GR geführt werden.

24.1.2022

Sämtliche Verfahren der Kammern 2, 7, 18, 30, 45, 46, 48 und 
50; einschließlich der von anderen Gerichten ab diesem Zeit-
punkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter den Register-
zeichen/Zusatzzeichen SF GR oder SF AB geführt werden.

13.6.2022

Sämtliche Verfahren der Kammern 5, 8, 11, 15, 17, 22, 24, 26, 
35, 49, 52, 53 und 63; einschließlich der von anderen Gerichten 
ab diesem Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiese-
nen Verfahren.

7.11.2022

Sämtliche Verfahren der Kammer 64, die ab dem 1. Januar 
2023 bei dieser Kammer eingehen; einschließlich der von 
anderen Gerichten abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

20.1.2023
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Sämtliche Verfahren der Kammern 6, 9, 20, 25, 29, 38, 39, 47, 
54, 57, 58 und 59; einschließlich der von anderen Gerichten ab 
diesem Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen 
Verfahren.

6.2.2023

Sämtliche Verfahren der Kammern 21, 34, 37, 41, 42, 55, 56, 
60, 61; einschließlich der von anderen Gerichten ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

27.3.2023

Sämtliche Verfahren der Kammer 65; einschließlich der von 
anderen Gerichten ab diesem Zeitpunkt eingehenden abgege-
benen oder verwiesenen Verfahren.

1.4.2023

Sämtliche Verfahren, die unter den Registerzeichen/Zusatzzei-
chen SF GR oder SF AB geführt werden.

24.5.2023

Sämtliche Verfahren aller übrigen Kammern; einschließlich 
der von anderen Gerichten ab diesem Zeitpunkt eingehenden 
abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

24.5.2023

8. Landessozialgericht Hamburg Sämtliche Verfahren des 4. Senats; einschließlich der von 
anderen Gerichten ab diesem Zeitpunkt eingehenden abgege-
benen oder verwiesenen Verfahren.

24.1.2022

Sämtliche Verfahren des 1. Senats; einschließlich der von 
anderen Gerichten ab diesem Zeitpunkt eingehenden abgege-
benen oder verwiesenen Verfahren. 

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter den Register-
zeichen/Zusatzzeichen AR, SF GR oder SF ERI geführt wer-
den, sowie Verfahren betreffend Wahlanfechtungen nach § 6 
des Sozialgerichtsgesetzes in Verbindung mit § 21b Absatz 6 
des Gerichtsverfassungsgesetzes.

24.5.2022

Sämtliche Verfahren des 2., 3. und 5. Senats; einschließlich der 
von anderen Gerichten ab diesem Zeitpunkt eingehenden 
abgegebenen oder verwiesenen Verfahren. 

Verfahren des 1. Senats, die unter den Registerzeichen/Zusatz-
zeichen AR, SF GR oder SF ERI geführt werden sowie Verfah-
ren betreffend Wahlanfechtungen nach § 6 des Sozialgerichts-
gesetzes in Verbindung mit § 21b Absatz 6 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes; einschließlich der von anderen Gerichten ab 
diesem Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen 
Verfahren.

7.11.2022

9. Verwaltungsgericht Hamburg Sämtliche Verfahren der Kammern 1 und 10; einschließlich 
der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

21.2.2022

Sämtliche Verfahren der Kammern 3, 4 und 16; einschließlich 
der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren nach §§  4, 10 Ver-
einsgesetz und § 32 Absatz 5 Parteiengesetz sowie die vor dem 
1.1.2023 beim Verwaltungsgericht Hamburg eingegangenen 
Verfahren betreffend Angelegenheiten finanzieller Hilfeleis-
tungen im Rahmen staatlicher Hilfsprogramme zur Abmilde-
rung der Folgen der COVID-19-Pandemie („Corona-Soforthil-
fen“).

22.8.2022

Sämtliche Verfahren der Kammern 5, 8, 9 und 21; einschließ-
lich der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren der Kammer 21, die 
unter dem Registerzeichen B oder BE geführt werden.

15.12.2022
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Sämtliche Verfahren der Kammern 14, 15 und 17; einschließ-
lich der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren der Kammer 14, die 
unter dem Registerzeichen B oder BE geführt werden.

29.3.2023

Sämtliche Verfahren der Fachkammer 23, die am 29. März 
2023 bei dieser Fachkammer anhängig sind oder ab diesem 
Zeitpunkt eingehen; einschließlich der von anderen Gerichten 
oder Spruchkörpern abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

29.3.2023

Sämtliche Verfahren der Kammern 2, 6, 11 und 20; einschließ-
lich der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren der Kammer 11, die 
unter dem Registerzeichen Z oder ZE geführt werden sowie die 
Verfahren der Kammer 20, die unter dem Registerzeichen Z, 
ZE, B oder BE geführt werden.

17.5.2023

Sämtliche Verfahren der Kammern 7, 13 und 19; einschließ-
lich der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren der Kammer 19, die 
unter dem Registerzeichen Z oder ZE geführt werden.

18.10.2023

10. Amtsgericht Hamburg-Altona Sämtliche Verfahren des Familiengerichts; einschließlich der 
von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeit-
punkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

2.3.2022

Sämtliche Verfahren der Abteilungen für Zivilsachen; ein-
schließlich der Abteilungen für Wohnungseigentumssachen; 
einschließlich der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern 
ab diesem Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiese-
nen Verfahren.

16.11.2022

11. Amtsgericht Hamburg-Wandsbek Sämtliche Verfahren in Betreuungs-, Unterbringungs- und 
Freiheitsentziehungssachen nach Maßgabe der §§ 271, 312 und 
415 FamFG; einschließlich der von anderen Gerichten oder 
Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt eingehenden abgegebe-
nen oder verwiesenen Verfahren nach § 312 und § 415 FamFG.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter dem Regis-
terzeichen AR geführt werden.

Abweichende Regelungen in der Anlage 4 zur HmbEAktFVO 
bleiben unberührt.

7.12.2022

Sämtliche Verfahren der Abteilungen für Zivilsachen ein-
schließlich der Abteilungen für Wohnungseigentumssachen 
sowie sämtliche Verfahren des Familiengerichts; einschließ-
lich der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter dem Regis-
terzeichen M geführt werden.

14.6.2023

12. Amtsgericht Hamburg-St. Georg Sämtliche Verfahren der Abteilungen für Zivilsachen ein-
schließlich der Abteilungen für Wohnungseigentumssachen 
sowie sämtliche Verfahren des Familiengerichts; einschließ-
lich der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

8.2.2023

13. Landesarbeitsgericht Hamburg Sämtliche Verfahren der Kammern 1 und 3; einschließlich der 
von anderen Gerichten ab diesem Zeitpunkt eingehenden 
abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter den Register-
zeichen AR oder SHa geführt werden.

16.1.2023

Sämtliche Verfahren aller übrigen Kammern; einschließlich 
der von anderen Gerichten ab diesem Zeitpunkt eingehenden 
abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter den Register-
zeichen AR oder SHa geführt werden.

13.2.2023
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14. Amtsgericht Bergedorf Sämtliche Verfahren der Abteilungen für Zivilsachen ein-
schließlich der Abteilungen für Wohnungseigentumssachen, 
sämtliche Verfahren des Familiengerichts sowie der Abteilung 
für Landwirtschaftssachen; einschließlich der von anderen 
Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt eingehen-
den abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter dem Regis-
terzeichen M geführt werden.

26.4.2023

15. Amtsgericht Blankenese Sämtliche Verfahren der Abteilungen für Zivilsachen ein-
schließlich der Abteilungen für Wohnungseigentumssachen 
sowie sämtliche Verfahren des Familiengerichts; einschließ-
lich der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

26.4.2023

16. Amtsgericht Harburg Sämtliche Verfahren der Abteilungen für Zivilsachen, sämtli-
che Verfahren des Familiengerichts sowie der Abteilung für 
Landwirtschaftssachen; einschließlich der von anderen 
Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt eingehen-
den abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren vor dem Güterichter.

26.4.2023

17. Amtsgericht Barmbek Sämtliche Verfahren der Abteilungen für Zivilsachen ein-
schließlich der Abteilungen für Wohnungseigentumssachen 
sowie sämtliche Verfahren des Familiengerichts; einschließ-
lich der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Ver-
fahren.

14.6.2023

18. Hamburgischer Berufsgerichtshof 
für die Heilberufe

Sämtliche Verfahren, die zum 1. Juni 2023 bei dem Hamburgi-
schen Berufsgerichtshof für die Heilberufe anhängig sind oder 
ab diesem Zeitpunkt eingehen; einschließlich der von anderen 
Gerichten abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

1.6.2023

19. Staatsanwaltschaft Hamburg Sämtliche Verfahren der Abteilungen 10 und 11 einschließlich 
der von anderen Staatsanwaltschaften ab dem genannten Zeit-
punkt in diese Abteilungen übernommenen Verfahren, die 
unter den Registerzeichen Js, UJs oder AR geführt werden und 
bei denen auf Grund des Tatortes oder eines der Tatorte (§ 9 
Strafgesetzbuch) die örtliche Zuständigkeit des Amtsgerichts 
Hamburg-St. Georg gegeben wäre; einschließlich der aus den 
genannten Verfahren resultierenden Vollstreckungsverfahren 
und Verfahren zur Durchführung eines Täter-Opfer-Aus-
gleichs.

Hiervon ausgenommen sind Bußgeldsachen sowie Rechtshilfe-
verfahren.

1.9.2023

20. Generalstaatsanwaltschaft Hamburg Sämtliche Verfahren der Abteilungen II und III, die abwei-
chend von der Allgemeinen Verfügung Nr. 6/2023 vom 30. 
März 2023 (HmbJVBl. 4/2023, S. 221) bis zur erforderlichen 
Umstellung im Vorgangsbearbeitungs- und Vorgangsverwal-
tungssystem MESTA weiterhin gemäß der Aktenordnung in 
der bis zum 31. Dezember 2022 geltenden Fassung unter den 
Registerzeichen Zs, Ss oder OBL geführt werden, wenn die 
Akten von der vorlegenden Stelle zuvor auf Grund dieser All-
gemeinen Verfügung elektronisch geführt und gemäß der ein-
schlägigen, für die Übermittlung elektronisch geführter Akten 
geltenden Rechtsverordnung elektronisch übermittelt wurden. 

Hiervon ausgenommen sind Rechtsbeschwerdeverfahren nach 
§ 87j des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Straf-
sachen (IRG) sowie Verfahren auf Grund eines Antrags auf 
Zulassung der Rechtsbeschwerde nach § 87k IRG.

1.9.2023

II.

Diese Allgemeine Verfügung tritt am 13. Oktober 2023 
in Kraft.

Hamburg, den 28. September 2023

Die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz
Amtl. Anz. S. 1509
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Öffentliche Bekanntmachung  
gemäß § 11b Absatz 2 des Hamburgischen 

Abwassergesetzes (HmbAbwG) in 
Verbindung mit § 10 Absätze 7, 8, 8a des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) in Verbindung mit § 21a der 

Verordnung über das 
Genehmigungsverfahren (9. BImSchV)

Genehmigungsverfahren Firma ZRE GmbH

Für die Errichtung einer Abfallverbrennungsanlage für 
Siedlungsabfälle sowie von Nebeneinrichtungen – Zentrum 
für Ressourcen und Energie – wurden folgende wasserrecht-
lichen Zulassungen erteilt:

–	 Änderung der ersten wasserrechtlichen Zulassung des 
vorzeitigen Beginns für die Einleitung von Baugruben-
wasser in öffentliche Abwasseranlagen,

–	 Nachtrag zur ersten wasserrechtlichen Zulassung des 
vorzeitigen Beginns für die Einleitung von Baugruben-
wasser in öffentliche Abwasseranlagen,

–	 zweite wasserrechtliche Zulassung des vorzeitigen 
Beginns für die Einleitung von Baugrubenwasser sowie 
von Rückspülwasser der Baugrubenwasserbehandlungs-
anlage in öffentliche Abwasseranlagen.

Die Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für 
Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft, hat der ZRE 
GmbH, Bullerdeich 19, 20537 Hamburg, am 17. Juli 2023 
eine Änderung der ersten Zulassung des vorzeitigen Beginns 
für die Einleitung von Baugrubenwasser in öffentliche 
Abwasseranlagen vom 15. Dezember 2022, am 30. August 
2023 einen Nachtrag zur ersten Zulassung des vorzeitigen 
Beginns für die Einleitung von Baugrubenwasser in öffent-
liche Abwasseranlagen vom 15. Dezember 2022 und am 30. 
August 2023 die zweite Zulassung des vorzeitigen Beginns 
für die Einleitung von Baugrubenwasser sowie von Rück-
spülwasser der Baugrubenwasserbehandlungsanlage in 
öffentliche Abwasseranlagen auf dem Grundstück Schna-
ckenburgallee 100, 22525 Hamburg, Gemarkung Ottensen, 
Flurstück 4231, erteilt.

Die Genehmigungsbehörde hat unter Berücksichtigung 
der Stellungnahmen der nach § 10 Absatz 5 BImSchG an 
den Genehmigungsverfahren beteiligten Behörden und 
Trägern öffentlicher Belange geprüft, ob die Voraussetzun-
gen für die Erteilung der Zulassung des vorzeitigen Beginns 
nach § 17 Absatz 1 WHG vorliegen. Sie ist zu dem Ergebnis 
gelangt, dass jeweils mit einer Entscheidung zugunsten der 
Antragstellerin gerechnet werden kann, jeweils ein öffentli-
ches Interesse sowie ein berechtigtes Interesse der Antrag-
stellerin an dem vorzeitigen Beginn besteht und jeweils 
keine irreversiblen Schäden durch die mit der Zulassung 
des vorzeitigen Beginns gestatteten Maßnahmen entstehen. 
Darüber hinaus hat sich die Antragstellerin verpflichtet, 
alle bis zur Entscheidung durch die mit den Zulassungen 
des vorzeitigen Beginns gestatteten Maßnahmen verursach-
ten Schäden zu ersetzen und, wenn das Vorhaben nicht 
genehmigt wird, den früheren Zustand wiederherzustellen.

Auf Grund dieser Prüfungsergebnisse hat die Genehmi-
gungsbehörde folgende Entscheidungen getroffen:

A.

Änderung der ersten wasserrechtliche Zulassung 
des vorzeitigen Beginns

1.	 Die Zulassung des vorzeitigen Beginns der befristeten 
Einleitung von Baugrubenwasser Gz. I 12 – 7848-A – 

1163/2021 vom 15. Dezember 2022 für die Firma ZRE 
Zentrum für Ressourcen und Energie GmbH, Bul-
lerdeich 19, 20537 Hamburg, wird auf Grundlage von 
§ 58 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in 
Verbindung mit §§ 17 Absatz 2 und 13 Absatz 1 WHG 
im Abschnitt II Inhalts- und Nebenbestimmungen 
folgendermaßen geändert:

1.1	 Der Wortlaut der Ziffer 1 wird gestrichen und durch 
folgende Bestimmung ersetzt:
1.	 Einleitungsstelle
	 a) � E0101-HSEKANAL-60396036 gemäß Anlage 1
	 und alternativ über das Niederschlagsentwässe-

rungssystem der Bioabfallumschlaganlage der 
Stadtreinigung Hamburg AöR zur Einleitstelle

	 b) � E0101-HSEKANAL-SQD100400480.1 gemäß 
Anlage 2.

1.2	 Nach Ziffer 1 werden folgende Ziffern 1.1 und 1.2 
ergänzt:
1.1	 Das Baugrubenwasser ist in Abstimmung mit der 

Umweltbaubegleitung des Bauvorhabens des 
ZRE sowie der Hamburger Stadtentwässerung 
wahlweise über die Einleitstelle nach Ziffer 1 a) 
oder 1 b) einzuleiten. Hierbei sind die Anforde-
rungen des nach § 30 BNatSchG geschützten 
Röhrichtbiotops zu beachten.

1.2	 Die Möglichkeit der Umschaltung zwischen den 
Einleitstellen ist technisch, z. B. per Schieber, 
herzustellen.

1.3	 Der Wortlaut der Ziffer 2 wird gestrichen und durch 
folgende Bestimmung ersetzt:
2.	 Befristung
	 Das anfallende Grundwasser zur Grundwasser

absenkung/Trockenhaltung der Baugrube darf 
vorübergehend über eine mobile Leitung in die 
öffentliche Abwasseranlage (Regenwassersiel) 
eingeleitet werden.

	 Der maximal zulässige Volumenstrom sowie der 
Einleitzeitraum sind wie folgt begrenzt:

		  max.	 Befristung
	 Baumaßnahme	 Volumenstrom	 bis

	 Baugruben 
Abfallbunker 
(Neubau) und 
Fernwärme- 
übergabestation	 40,32 m³/h	 31.10.2023

	 Bei Einleitung des Baugrubenwassers über die 
Einleitstelle nach Ziffer 1 b) ist am Auslass in das 
Regenrückhaltebecken V016 die in der Einlei-
tungsgenehmigung nach § 11a HmbAbwG vom 
11. Oktober 2018 (Gz. U33 – BA 24925 – 106/17) 
genehmigte maximale Einleitmenge von 10 l/s 
einzuhalten. Diese maximale Einleitmenge gilt 
gemeinsam für das Baugrubenwasser des ZRE 
und das auf den Flächen der Bioabfallumschlag-
anlage anfallende Niederschlagswasser.

	 Hinweis:
	 Nach Ablauf des Einleitzeitraums ist bei Bedarf 

eine erneute Genehmigung zu beantragen und 
eine Probenanalyse des Baugrubenwassers vorzu-
legen.

1.4	 Der Wortlaut der Ziffer 4 wird gestrichen und durch 
folgende Bestimmung ersetzt:
4.	 Die eingeleitete Wassermenge ist separat für 

beide Einleitstellen zu erfassen. Die Mengener-
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mittlung erfolgt mittels geeichter Wasserzähler 
direkt an der vorgesehenen Einleitstelle nach 
Ziffer 1 a) sowie für die Einleitstelle nach Ziffer 1 
b) an der Einleitstelle in das Niederschlagswas-
sersystem der Bioabfallumschlaganlage.

	 Die Zählerstände bei Beginn und Ende der Ein-
leitung sind Hamburg Wasser/Zentrale Stelle für 
Baugrubenwasser (baugrubenwasser@hamburg-
wasser.de, Telefon +49 40 7888 31611) unter 
Angabe des Datums und der Zählernummern 
mitzuteilen.

	 Bei Ende der Einleitung ist zusätzlich die gesamte 
eingeleitete Menge anzugeben.

1.5	 Nach Ziffer 13.4 werden folgende Ziffern 14, 14.1 und 
14.2 ergänzt:
14.	 Umweltbaubegleitung
14.1	 Es ist eine Umweltbaubegleitung (UBB) einzu-

setzen, welche regelmäßig den Zustand des Röh-
richts während der Baugrubenwassereinhaltung 
kontrolliert und dokumentiert sowie die fachge-
rechte Umsetzung der in der Stellungnahme zum 
gesetzlichen Biotopschutz nach § 30 BNatSchG 
im Rahmen der Entwicklung des Zentrums für 
Ressourcen und Energie (ZRE) in Hamburg Bah-
renfeld, Planula – Planungsbüro für Naturschutz 
und Landschaftsökologie, vom 13. Januar 2022 
beschriebenen Maßnahmen zum Schutz des 
geschützten Biotops überwacht.

14.2	 Wenn Anhaltspunkte für eine Schädigung des 
Biotops durch das Baugrubenwasser vorliegt, ist 
die Einleitung des Wassers unverzüglich zu 
unterbinden und die weitere Vorgehensweise mit 
der Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Abteilung Naturschutz, abzu-
stimmen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
Widerspruch bei der Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft, Neuenfelder Straße 19, 21109 Ham-
burg, erhoben werden.

B.
Nachtrag zur ersten wasserrechtlichen Zulassung 

des vorzeitigen Beginns

Auf Antrag, Posteingang am 14. Juli 2023, erhält die 
Firma ZRE Zentrum für Ressourcen und Energie GmbH, 
Geschäftsführung, Bullerdeich 19, 20537 Hamburg, den 
folgenden Nachtrag zur Zulassung des vorzeitigen Beginns 
vom 15. Dezember 2022 für die Einleitung von Baugruben-
wasser aus den Baugruben
– Abfallbunker (Neubau) und
– Fernwärmeübergabestation
von dem Grundstück:
Straße:	 Schnackenburgallee 100
Hamburg:	 Gemarkung Ottensen
Flurstücks- Nummer:	 4231.

Die Zulassung des vorzeitigen Beginns für die Einlei-
tung von Baugrubenwasser für das oben genannte Bauvor-
haben wird bis zum 31. Dezember 2025 verlängert.

C.
Zweite wasserrechtliche Zulassung 

des vorzeitigen Beginns

1.	 Auf Grund des Antrags auf Einleitungsgenehmigung 
nach § 11a HmbAbwG1) vom 28. Mai 2021 (Post
eingang am 28. Mai 2021), ergänzt und geändert am 

30. November 2021, 14. April 2022, 15. Juni 2022, 30. 
September 2022, 6. Oktober 2022 und 14. Juli 2023 
(Posteingang am 13. Dezember 2021, 19. April 2022, 
17. Juni 2022, 30. September 2022, 7. Oktober 2022 
und 14. Juli 2023) in Verbindung mit dem Antrag auf 
Zulassung des vorzeitigen Beginns vom 14. Juli 2023 
(Posteingang am 14. Juli 2023), wird der Firma ZRE 
Zentrum für Ressourcen und Energie GmbH, Bul-
lerdeich 19, 20537 Hamburg, der vorzeitige Beginn für 
die befristete Einleitung von Baugrubenwasser für 
folgende Baumaßnahmen:
–	 Baugrube 4 (Verwaltung Süd),
–	 Baugrube 5 (Verwaltung Nord),
–	 Baugrube 6 (Kesselhaus),
–	 Baugrube 7 (Abgasreinigung Süd),
–	 Baugrube 8 (Abgasreinigung Nord)

	 sowie für die befristete Einleitung von Rückspülwasser 
der Baugrubenwasserbehandlungsanlage von dem 
Grundstück:

	 Straße:	 Schnackenburgallee 100
	 Hamburg:	 Gemarkung Ottensen
	 Flurstücks-Nummer:	 4231
	 mit den unter Abschnitt II stehenden Inhalts- und 

Nebenbestimmungen zugelassen.
2.	 Die Zulassung des vorzeitigen Beginns beruht auf 

§ 11a HmbAbwG und § 58 Absatz 4 WHG in Verbin-
dung mit § 17 WHG.

3.	 Der Zulassung liegen die im Folgenden aufgeführten 
Antragsunterlagen zu Grunde, die Bestandteil des 
Zulassungsbescheides sind:

3.1	 Antragsformular für die Einleitung von Baugruben-
wasser vom 14. Juli 2023 (2 Seiten).

3.2	 BV – Zentrum für Ressourcen und Energie GmbH – 
ZRE in 22525 Hamburg – Erläuterungsbericht Antrag 
für eine Änderung/Erweiterung der wasserrechtlichen 
Genehmigung zur vorübergehenden Einleitung von 
Grundwasser, O + P Geotechnik GmbH vom 14. Juli 
2023 (105 Seiten), inklusive.

4.	 Vorbehalte/Hinweise
4.1	 Es wird darauf hingewiesen, dass die Zulassung jeder-

zeit widerrufen werden kann. Die Zulassung wird 
unter dem Vorbehalt nachträglicher Inhalts- und 
Nebenbestimmungen erteilt (§ 58 Absatz 4 WHG in 
Verbindung mit §§ 17 und 13 WHG).

4.2	 Die Verpflichtungserklärung nach § 17 Absatz 1 Num-
mer 3 WHG des Benutzers, alle bis zur Entscheidung 
über die Einleitungsgenehmigung durch die Benut-
zung verursachten Schäden zu ersetzen und, falls die 
Benutzung nicht genehmigt wird, den früheren 
Zustand wiederherzustellen, liegt dieser Zulassung 
zugrunde.

4.3	 Mit Bestandskraft des Einleitungsgenehmigungsbe-
scheids zur beantragten Einleitung endet die Gestat-
tungswirkung dieses Bescheids auf Zulassung des vor-
zeitigen Beginns nach § 58 Absatz 4 WHG in Verbin-
dung mit § 17 WHG.

4.4 	 Die Zulassung des vorzeitigen Beginns entfaltet weder 
für die Erteilung der Einleitungsgenehmigung nach 
§ 11a HmbAbwG noch für die Erteilung von anderen, 
im Zusammenhang mit der Benutzung stehenden 

1)	 Hamburgisches Abwassergesetz (HmbAbwG) in der Fas-
sung vom 24. Juli 2001, zuletzt geändert durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 23. Januar 2018 (HmbGVBl. S. 19, 27)
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behördlichen Entscheidungen wie z. B. die erforderli-
chen wasserrechtlichen Erlaubnisse zur Baugruben-
wasserhaltung oder die immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung eine Bindungswirkung.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
Widerspruch bei der Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft, Neuenfelder Straße 19, 21109 Ham-
burg, erhoben werden.

Weitere Bestimmungen im Bescheid:

Im Abschnitt II des Bescheides hat die Genehmigungs-
behörde Nebenbestimmungen u. a. zu den Themen Einlei-
tungsstelle, Befristung, Abwasserbehandlung, Abwasser-
menge, Grenzwerte, Probenahmestellen sowie Eigenüber-
wachung mit Messpflichten, Dokumentationspflichten und 
Mitteilungspflichten festgelegt.

Bezeichnung der für die betreffende Anlage 
maßgeblichen BVT-Schlussfolgerungen:

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2019/2010 
DER KOMMISSION vom 12. November 2019 über 
Schlussfolgerungen zu den besten verfügbaren Techniken 
(BVT) gemäß der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates in Bezug auf die Abfallverbren-
nung.

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2018/1147 
DER KOMMISSION vom 10. August 2018 über Schlussfol-
gerungen zu den besten verfügbaren Techniken (BVT) 
gemäß der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates für die Abfallbehandlung.

Auslegung:

Die Bescheide sowie die Art und Weise der Öffentlich-
keitsbeteiligung werden hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.

Die Bescheide mit der jeweiligen Begründung liegen 
vom 11. Oktober 2023 bis einschließlich 24. Oktober 2023 
an der folgenden Stelle zu den angegebenen Zeiten zur Ein-
sicht aus: Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrar-
wirtschaft, im Raum E.01.274, Neuenfelder Straße 19, 21109 
Hamburg, montags bis donnerstags 8.00 Uhr bis 15.00 Uhr, 
freitags 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr.

Darüber hinaus können die Zulassungsbescheide im 
Internet unter der Adresse www.uvp-verbund.de/hh einge-
sehen werden.

Hinweise:

Diese öffentliche Bekanntmachung ersetzt die Zustel-
lung der Zulassungsbescheide an die Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gelten die Zulas-
sungsbescheide auch gegenüber Dritten, die keine Einwen-
dungen erhoben haben, als zugestellt.

Bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist können die Zulas-
sungsbescheide von den Personen, die Einwendungen erho-
ben haben, schriftlich bei der Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft, Amt Immissionsschutz und 
Abfallwirtschaft, I 012, Neuenfelder Straße 19, 21109 Ham-
burg, angefordert werden.

Hamburg, den 10. Oktober 2023

Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft 

– Amt Immissionsschutz und Abfallwirtschaft –
Amtl. Anz. S. 1517

Änderung des Verzeichnisses der zur 
Abgabe von Verpflichtungserklärungen 
für die Stadtreinigung Hamburg AöR 

(SRH) berechtigten Mitarbeitenden
Die Befugnis zur Vertretung der Stadtreinigung Ham-

burg gegenüber Dritten wurde erteilt für:

Quentin Klugas zum 1. September 2023

Sven-Lars Jensen zum 1. Oktober 2023

Die Unterschriftsbefugnis für Arbeitsverträge wurde 
erteilt für:

Quentin Klugas zum 1. September 2023

Die Befugnis zur Vertretung der Stadtreinigung Ham-
burg gegenüber Dritten wurde widerrufen für:

Stefanie Freitag zum 1. Juli 2023

Christopher Jacobs zum 1. September 2023

Hamburg, den 28. September 2023

Stadtreinigung Hamburg
– Geschäftsführung –

Amtl. Anz. S. 1519

Vierte Änderung der Satzung  
des Bernhard-Nocht-Instituts  

für Tropenmedizin,  
Stiftung Öffentlichen Rechts

Auf Grund von § 13 Absatz 2 des BNITM-Gesetzes vom 
14. Dezember 2007 (HmbGVBl. 2008 S. 4), zuletzt geändert 
am 4.  Oktober 2018 (HmbGVBl. Nr. 39 S.  343), hat der 
Senat der Freien und Hansestadt Hamburg am 13. Mai 2008 
die „Verordnung über die Satzung der Stiftung Bernhard- 
Nocht-Institut für Tropenmedizin“ (HmbGVBl. Nr. 26 
S. 180) erlassen und damit der Stiftung eine Satzung gege-
ben.

Gemäß § 13 Absatz 2 des BNITM-Gesetzes beschließt 
das Kuratorium der Stiftung über Änderungen der Satzung.

Das Kuratorium hat am 27.  August 2020 beschlossen, 
die Satzung um einen § 9 zu ergänzen.

§ 9 erhält folgende Fassung:

„§ 9

Haftung

Mitglieder des Vorstands und Kuratoriums haften der 
Stiftung für einen bei der Wahrnehmung ihrer Pflichten 
verursachten Schaden nur bei Vorliegen von Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit. Ist streitig, ob ein Mitglied des Vor-
stands oder Kuratoriums einen Schaden vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verursacht hat, trägt die Stiftung die 
Beweislast.“

Hamburg, den 2. Oktober 2023

Bernhard-Nocht-Institut  
für Tropenmedizin

Amtl. Anz. S. 1519
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Amtl. Anz. Nr. 79Dienstag, den 10. Oktober 2023

Öffentliche Ausschreibung 
a)	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 

Neuenfelder Straße 19 
21109 Hamburg 
Deutschland 
+49 40427940026 
beschaffungsstelle@bsw.hamburg.de

b)	 Öffentliche Ausschreibung [VOB] 
c)	 Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 

nur elektronisch erfolgen
d)	 Bauleistung
e)	 22305 Hamburg
f)	 Maßnahme: HAB Ersatzneubau und Erweiterung 

Sportanlage Habichtstraße
	 Leistung: Fliesenarbeiten
	 Vergabe-Nr.: BSW ÖA-ABH4-136-23
	 Fliesenarbeiten
	 Auf dem Grundstück Habichtstr. 14, 22305 Hamburg 

werden zwei vorhandene Gebäude, die als Vereinsheim 
und Umkleideräume des SC Urania genutzt werden, 
abgebrochen und durch zwei Neubauten zu ersetzt.
Übersicht wesentliche Leistungen:
–	 ca. 102m² Bodenfliesen Format 60x30cm in R11
–	 ca. 132m² Bodenfliesen Format 60x30cm in R10
–	 ca. 326m Sockelfliesen
–	 ca. 127m² Verbundabdichtung für die Wasserein-

wirkungsklassen W1-I bis W3-I
g)	 Entfällt
h)	 Losweise Ausschreibung: Nein
i)	 Vom 15. Januar 2024 bis 16. Februar 2024 

Beginn der Arbeiten: KW 03 /2024 
Beginn Betrieb der Anlage: KW 07 /2024

j)	 Nebenangebote sind nicht zugelassen
k)	 Mehrere Hauptangebote sind nicht zulässig
l)	 Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-

gung unter:
https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 

evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/
e7d202aa-2846-4f58-b9e0-44d69192d2ae 

Fragen und Antworten während des Verfahrens wer-
den ebenfalls auf der Ausschreibungsplattform bekannt 
gemacht; ein Versand per E-Mail ist nicht möglich.

m)	 siehe Vergabeunterlagen, VV-Bau 6-070
n)	 Der Teilnahmeantrag ist nach Maßgabe der lit. c) im 

verschlossenen Umschlag (bzw. elektronisch) mit kor-
rekter Auftragsbezeichnung des Auftraggebers einzu-
reichen.
Der Teilnahmeantrag muss etwaige durch Nachunter-
nehmer auszuführende Leistungen angeben. Auf 
gesondertes Verlangen sind dazu Nachweise und Anga-
ben zum von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt 
vorzulegen.

o)	 23. Oktober 2023, 9.30 Uhr 
23. November 2023

p)	 Elektronische Angebote sind einzureichen unter:
„http://www.bieterportal.hamburg.de“

q)	 Deutsch
r)	 Niedrigster Preis

s)	 Aufgrund ausschließlich elektronisch zugelassener 
Angebote sind Anwesende bei der Eröffnung nicht 
zugelassen.

	 Aufgrund ausschließlich elektronisch zugelassener 
Angebote sind Anwesende bei der Öffnung nicht zuge-
lassen.

t)	 siehe Vergabeunterlagen 
u)	 siehe Vergabeunterlagen 
v)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-

tragserteilung muss eine gesamtschuldnerisch haftende 
Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter 
sein.

w)	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis).
Beim Einsatz von Nachunternehmern ist auf gesonder-
tes Verlangen deren Präqualifikation nachzuweisen.
Nicht Präqualifizierte Unternehmen haben als vor-
läufigen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärun-
gen auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der 
Vergabeunterlagen abzugeben. Von den Bietern der 
engeren Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlan-
gen durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheini-
gungen zu bestätigen.
Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei-
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen. Die Angaben zu einzel-
nen Eignungsnachweisen sind dem Formblatt „6-030 
Eignung“ den Vergabeunterlagen zu entnehmen.
Nachweis Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung 

x)	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen
	 Amt für Verwaltung, Recht und Beteiligungen, 

Bereichsleitung Recht (RL) 
Neuenfelder Straße 19 
21109 Hamburg

Hamburg, den 29. September 2023

 Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 1422

Öffentliche Ausschreibung

Tätigkeit als  
bevollmächtigte Bezirksschornsteinfegerin/ 
bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger  

für einen Kehrbezirk

In der Freien und Hansestadt Hamburg ist folgender 
Kehrbezirk (KB) mit einer bevollmächtigten Bezirks-
schornsteinfegerin / einem bevollmächtigten Bezirksschorn-
steinfeger zu besetzen:

Bezirksamtsbereich HH-Wandsbek:  
KB HH Nr. 537 zum 1. Januar 2024

Diese Ausschreibung mit der Nummer ÖA-I-138/23 
endet am 25. Oktober 2023 um 9.30 Uhr.

Sie finden die vollständige Ausschreibung mit den erfor-
derlichen Anlagen auf  http://www.hamburg.de/bauleistun-
gen/5796074/bauleistungen/

Hamburg, den 29. September 2023

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen1423

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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Amtl. Anz. Nr. 79 Dienstag, den 10. Oktober 2023

Öffentliche Ausschreibung

Verfahren: BIS_ÖA_20232111753 – ERUN 
Energiesystem

Auftraggeber: Behörde für Inneres und Sport – Polizei –

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:
Behörde für Inneres und Sport – Polizei –
Bruno-Georges-Platz 1
22297 Hamburg
Deutschland
ausschreibungen@polizei.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):
Öffentliche Ausschreibung [UVgO] 

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt
5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 

Leistungserbringung:
ERUN Energiesystem
Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH), vertreten 
durch die Zentrale Vergabestelle der Behörde für Inne-
res und Sport (ZVST) – organisatorisch angebunden 
bei der Polizei Hamburg – beabsichtigt im Auftrag der 
Polizei Hamburg den Abschluss eines Vertrages über 
die Lieferung von fünf ERUN Stromversorgungssyste-
men. 
Ort der Leistungserbringung: 22297 Hamburg

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 
Losweise Ausschreibung: Nein

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):
Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Entfällt
9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunter

lagen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 

ca383856-97a2-4c09-8e1d-840ea1a77449 
10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 

Bindefrist:
Teilnahme- oder Angebotsfrist:  
23. Oktober 2023, 12.00 Uhr
Bindefrist: 30. November 2023, 00.00 Uhr

11)	 Entfällt
12)	 Entfällt
13)	 Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-

zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt
Allgemeines
–	 Firmenangaben und Lieferzeit
Eignung
Befähigung zur Berufsausübung:
–	 Identifikationsnummer (EEA)

–	 Eintragung in das Berufs- oder Handelsregister 
(EEA)

–	 Registergericht (EEA)

Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit:

–	 Erklärung zur wirtschaftlichen und finanziellen 
Leistungsfähigkeit (EEA)

–	 Umsatzzahlen (EEA)

Technische und berufliche Leistungsfähigkeit:

–	 Erklärung zu den vorhandenen personellen und 
technischen Mitteln (EE-A)

–	 Voraussetzung für die Auftragserteilung ist eine 
mindestens 3 Jahre bestehende Geschäftstätigkeit

Auftragsdurchführung

Bedingungen für die Ausführung des Auftrags:

–	 Erklärung über das Nichtvorliegen von Ausschluss-
gründen nach den §§ 123, 124 GWB (EEA)

–	 Erklärung über das Nichtvorliegen von Verfehlun-
gen (Gesetz zum Schutz fairen Wettbewerbs) (EEA)

–	 Erklärung zur Tariftreue und zur Zahlung eines 
Mindestlohnes (EEA)

–	 Verpflichtung zur Zahlung von Steuern, Abgaben 
und Sozialversicherungsbeiträgen (EEA)

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter-
lagen genannt (§ 43 UVgO):

Niedrigster Preis 

Hamburg, den 28. September 2023

Die Behörde für Inneres und Sport
– Polizei – 1424

Verhandlungsverfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VgV VV 167-23 VG

Verfahrensart: Verhandlungsverfahren

Bezeichnung des Öffentl. Auftrags:

Zubau von Fachklassen und KiTa-Flächen, Umbau der 
Gebäude 01 und 03, sowie Überplanung der Außenanlagen 
an einer Grundschule am Standort Marschweg in Hamburg

– Projektsteuerung- und leitung in Anlehnung an §§ 2 & 3 
AHO, Heft Nr. 9

Leistung:

Zur Sicherstellung der 4-Zügigkeit der Grundschule 
Marschweg im Bezirk Altona, sollen am Standort Marsch-
weg 2 die vorhandenen Flächen optimiert und um einen 
Zubau erweitert werden. Die Bestellung einer Mietfläche 
(=NGF) von rd. 1267 [567+700] m² Zubau und Umbau 
wird zurzeit von der BSB vorbereitet.

Auf dem Schulgrundstück soll ein kombiniertes Gebäude, 
bestehend aus 4 Fach- und 1 Klassenraum für den Grund-
schulbetrieb und einer Kindertagesstätte (100 Plätze), ent-
stehen.

Das Mensa-(Gebäude 03) und das Verwaltungsgebäude 
(Gebäude 01) sollen umgebaut und auf die aktuellen Anfor-
derungen angepasst werden.

Im Rahmen der Zu- Und Umbaumaßnahmen sind die 
Schulischen Außenanlagen zu überplanen und für die Kin-
dertagesstätte ein entsprechender Außenbereich herzustel-
len.

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 274.000,– Euro
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Amtl. Anz. Nr. 79Dienstag, den 10. Oktober 2023

Ausführungsfrist voraussichtlich:�  
Vertragslaufzeit ca. 42 Monate.
Schlusstermin für die Einreichung der Teilnahmeanträge: 
24. Oktober 2023 um 14.00 Uhr
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Die Bekanntmachung sowie die Vergabeunterlagen und die 
„Fragen & Antworten“ finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:�  
https://hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/
Hinter dem „LINK Bieterportal“ sind im Bieterportal die 
Vergabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung 
zum Download kostenfrei hinterlegt. Dort gelangen Sie 
auch in die elektronische Vergabe. Nach Registrierung im 
Bieterportal reichen Sie Ihre Bewerbung bitte rein elektro-
nisch ein. TEILNAHMEANTRÄGE UND ANGEBOTE 
KÖNNEN AUSSCHLIESSLICH ELEKTRONISCH 
ABGEGEBEN WERDEN.
Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail erfolgt 
automatisch aus der elektronischen Vergabe, sofern Sie als 
Bewerber im Bieterportal registriert sind und als solcher 
angemeldet auf die Ausschreibung zugegriffen haben.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des öffentlichen Teilnahmewettbewerbs finden 
Sie zudem auf der Homepage des Landesbetriebes SBH | 
Schulbau Hamburg unter:�  
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Hamburg, den 26. September 2023

Die Finanzbehörde 1425

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 196-23 LG
Verfahrensart: Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Mensaerweiterung, Frohmestraße 42, 22457 Hamburg
Bauauftrag: Elektro
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 109.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Januar 2024; 
Fertigstellung: ca. Dezember 2024
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
24. Oktober 2023 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 27. September 2023

Die Finanzbehörde 1426

Verhandlungsverfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VgV VV 159-21 VG
Verfahrensart: Verhandlungsverfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Rückbau und Neubau eines Klassengebäudes und einer 
Zweifeldsporthalle am Standort Tangstedter Landstraße
– Tragwerksplanung gem. §§ 49 HOAI
Leistung:
Die Stadtteilschule (STS) Am Heidberg ist neben dem 
Gymnasium Heidberg und der Grundschule Am Heidberg 
eine von 3 Schulen, die den Campus Heidberg im Norden 
Hamburgs bilden. Die 3 Schulen nutzen gemeinsam die 
Schulgrundstücke Tangstedter Landstraße 300 und Fritz- 
Schumacher-Allee 200, die sich in direkter Nachbarschaft 
im Stadtteil Langenhorn befinden.
Mit dem Schulentwicklungsplan (SEPL) 2019 hat die BSB 
die Notwendigkeit der Entwicklung der Stadtteilschule Am 
Heidberg (STS) von jetzt 5 auf 7 Züge festgestellt. Darüber 
hinaus hat die BSB in 2021der STS das Führen einer eige-
nen, 3-zügigen Oberstufe am Standort Tangstedter Land-
straße zugebilligt. Diese ist bisher in Kooperation mit einer 
anderen Stadtteilschule ausgelagert.
Gemäß der dadurch bedingten Zubaubestellung der BSB an 
den Schulbau Hamburg (SBH) sollen 4168 m² Hauptnutz-
fläche realisiert werden, davon sind 3568 m² für Unter-
richts- und Fachräume sowie für Gemeinschafts-, Verwal-
tungs- und Inklusionsflächen vorgesehen und weitere 
600 m² für den Sport. Im Rahmen einer sogenannten Phase 
0 wurde die Konkretisierung des Raumkonzeptes durch 
einen pädagogischen Bauberater gemeinsam mit der Schule 
der BSB und SBH entwickelt.
Mit der Planung des Projektes wird im Frühjahr 2023 
begonnen. Der Baubeginn ist für das erste Quartal 2025 
geplant und die Fertigstellung soll im dritten Quartal 2027 
erfolgen.
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 812.720,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich:�  
Vertragslaufzeit ca. 48 Monate.
Schlusstermin für die Einreichung der Teilnahmeanträge: 
24. Oktober 2023 um 14.00 Uhr
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Die Bekanntmachung sowie die Vergabeunterlagen und die 
„Fragen & Antworten“ finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:�  
https://hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/
Hinter dem „LINK Bieterportal“ sind im Bieterportal die 
Vergabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung 
zum Download kostenfrei hinterlegt. Dort gelangen Sie 
auch in die elektronische Vergabe. Nach Registrierung im 
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Bieterportal reichen Sie Ihre Bewerbung bitte rein elektro-
nisch ein. TEILNAHMEANTRÄGE UND ANGEBOTE 
KÖNNEN AUSSCHLIESSLICH ELEKTRONISCH 
ABGEGEBEN WERDEN.
Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail erfolgt 
automatisch aus der elektronischen Vergabe, sofern Sie als 
Bewerber im Bieterportal registriert sind und als solcher 
angemeldet auf die Ausschreibung zugegriffen haben.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des öffentlichen Teilnahmewettbewerbs finden 
Sie zudem auf der Homepage des Landesbetriebes 
SBH | Schulbau Hamburg unter:�  
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Hamburg, den 28. September 2023

Die Finanzbehörde 1427

Beschränkte Ausschreibung nach Teilnahmewettbewerb
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖT 009-23 AS
Verfahrensart:  
Beschränkte Ausschreibung nach Teilnahmewettbewerb
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Handwerkerzeitvertrag (Rahmenvertrag)
Bauauftrag: Maler Reparatur
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 3.533.555- Euro/Jahr 
für alle am Vertrag beteiligten Firmen (Firmenliste mit bis 
zu 20 Firmen) mit einer Abrufhöhe bis maximal 10.000,– 
Euro netto je Einzelabruf
Vertragslaufzeit: 
1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024
Schlusstermin für die Einreichung der Teilnameanträge: 
18. Oktober 2023 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es sind ausschließlich elektronische Teilnahme-
anträge und Angebote zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/.
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Teilnah-
meunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihren Teilnahme-
antrag/Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
den Hinweis auf die Bereitstellung von beantworteten 
Bewerber-/Bieterfragen in der eVergabe nicht direkt per 
E-Mail und können Ihren Teilnahmeantrag/Ihr Angebot 
nicht unterstützt durch den Bieterassistenten elektronisch 
einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des öffentlichen Teilnahmewettbewerbs finden 
Sie zudem auf der Homepage des Landesbetriebes 
SBH | Schulbau Hamburg unter https://schulbau.hamburg/
ausschreibungen/ oder auf der Homepage des Unterneh-
mens GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH unter: 
https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 

die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 29. September 2023

Die Finanzbehörde 1428

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 204-23 IE

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Mensaerweiterung, Frohmestraße 42, 22457 Hamburg

Bauauftrag: Sanitär

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 71.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Januar 2024; 
Fertigstellung: ca. November 2024

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
27. Oktober 2023 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 29. September 2023

Die Finanzbehörde 1429

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 208-23 IE

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Sporthalle, Gropiusring 43, 22309 Hamburg

Bauauftrag: Trockenbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 85.000,– Euro
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Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. April 2024; 
Fertigstellung: ca. März 2025

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
27. Oktober 2023 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/.

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 29. September 2023

Die Finanzbehörde 1430

Auftragsbekanntmachung

Lieferauftrag

Richtlinie 2014/24/EU

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) 	 Name und Adressen
Offizielle Bezeichnung:  
Universität Hamburg
Postanschrift: 
Mittelweg 124, 20148 Hamburg 
NUTS-Code: DE600 Hamburg 
Land: Deutschland 
Kontaktstelle(n): Strategischer Einkauf 
E-Mail: strategischereinkauf@uni-hamburg.de 
Telefax: +49 (40)239512234 
Internet-Adresse(n): 
Hauptadresse: https://uni-hamburg.de/

I.3) 	 Kommunikation
Die Auftragsunterlagen stehen für einen unein-
geschränkten und vollständigen direkten Zugang 
gebührenfrei zur Verfügung unter

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 

3731cb6c-d890-40d6-b30a-bfe32aea455c
Weitere Auskünfte erteilt folgende Kontaktstelle:

Angebote oder Teilnahmeanträge sind einzurei-
chen elektronisch via: 

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 

3731cb6c-d890-40d6-b30a-bfe32aea455c

I.4) 	 Art des öffentlichen Auftraggebers
Einrichtung des öffentlichen Rechts

I.5) 	 Haupttätigkeit(en)
Bildung

ABSCHNITT II: GEGENSTAND

II.1) 	 Umfang der Beschaffung

II.1.1) 	 Bezeichnung des Auftrags
Möblierung Mensa Philosophenturm
Referenznummer der Bekanntmachung: 
UHH_2023069_OV

II.1.2) 	 CPV-Code Hauptteil
39000000�  
Möbel (einschließlich Büromöbel), Zubehör, 
Haushaltsgeräte (ausgenommen Beleuchtung) 
und Reinigungsmittel

II.1.3) 	 Art des Auftrags
Lieferauftrag

II.1.4) 	 Kurze Beschreibung
	 Die Universität Hamburg (im Folgenden 

„UHH“) ist als Exzellenzuniversität mit mehr als 
43.000 Studierenden und ca. 6.000 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern eine der forschungsstärks-
ten Universitäten Deutschlands und gleichzeitig 
eine der größten Ausbildungseinrichtungen 
Norddeutschlands. Mit ihrem Konzept der 
„Flagship University“ in der Metropolregion 
Hamburg pflegt sie innovative und kooperative 
Verbindungen zu wissenschaftlichen und außer-
wissenschaftlichen Partnern. Sie produziert für 
den Standort – aber auch national und internati-
onal – die zukunftsgerichteten gesellschaftlichen 
Güter Bildung, Erkenntnis und Austausch von 
Wissen unter dem Leitziel der Nachhaltigkeit. 
Die Universität Hamburg beabsichtigt im Rah-
men der umfassenden Modernisierung des 
Bestandsgebäudes Philosophenturm eine Beauf-
tragung für die lose Möblierung zu vergeben und 
führt als zentrale Vergabestelle ein offenes Ver-
fahren für eine Lieferleistung durch.

	 Die Ausstattung der Mensa erfolgt mit FF&E, 
hier die Bestuhlung/Ausstattung des Gastraum 
mit Tischen, Stühlen und Lounge-Möbeln.

I.1.5)	 Geschätzter Gesamtwert
	 Wert ohne MwSt.: 1.00 Euro

II.1.6) 	 Angaben zu den Losen
Aufteilung des Auftrags in Lose: Nein

II.2) 	 Beschreibung

II.2.2) 	 Weitere(r) CPV-Code(s)
39100000 Möbel 
39120000 Tische, Schränke, Schreibtische und 
Bücherschränke�  
39151000 Diverse Möbel

II.2.3) 	 Erfüllungsort
Nuts-Code: DE600 Hamburg
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II.2.4) 	 Beschreibung der Beschaffung
Lieferleistungen von losen Möbeln für die Mensa 
des Philosophenturmes der Universität Hamburg.

II.2.5)	 Zuschlagskriterien: 
Der Preis ist nicht das einzige Zuschlagskrite-
rium; alle Kriterien sind nur in den Beschaf-
fungsunterlagen aufgeführt

II.2.6)	 Geschätzter Wert
	 Wert ohne MwSt.: 1.00 Euro

II.2.7) 	 Laufzeit des Vertrags
Beginn: 13. November 2023
Ende: 31. Dezember 2023
Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.2.10) 	 Angaben über Varianten/Alternativangebote
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2.11) 	 Angaben zu Optionen
Optionen: Nein

II.2.13) 	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: Nein

ABSCHNITT III: RECHTLICHE,  
WIRTSCHAFTLICHE, FINANZIELLE  
UND TECHNISCHE ANGABEN

III.1) 	 Teilnahmebedingungen

III.1.1)	 Befähigung zur Berufsausübung einschließlich 
Auflagen hinsichtlich der Eintragung in einem 
Berufs oder Handelsregister

	 Auflistung und kurze Beschreibung der Bedin-
gungen:

	 Angaben zur Präqualifizierung und/ oder Anga-
ben für Registerabfragen aus dem Gewerbezen
tralregister bzw. aus dem Register zum Schutz 
des fairen Wettbewerbs; Angaben zur Fachkunde 
z. B. über Eintragungen in das Berufs- oder Han-
delsregister.

III.1.2)	 Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit

	 Auflistung und kurze Beschreibung der Eig-
nungskriterien:

	 Erklärung über die zur Leistungsausführung 
erforderlichen wirtschaftlichen und finanziellen 
Kapazitäten zu verfügen und auf Verlangen 
geeignete Unterlagen als Nachweis vorzulegen; 
Umsatz der letzten drei abgeschlossenen 
Geschäftsjahre.

III.1.3) 	 Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Auflistung und kurze Beschreibung der Eig-
nungskriterien:
Erklärung über die erforderlichen personellen 
und technischen Mittel sowie über ausreichend 
Erfahrung zu verfügen, um den Auftrag in der 
geforderten Qualität auszuführen; Referenzen 
über vergleichbare Leistungen

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) 	 Beschreibung

IV.1.1) 	 Verfahrensart
Offenes Verfahren

IV.1.8) 	 Angaben zum Beschaffungsübereinkommen (GPA)

Der Auftrag fällt unter das Beschaffungsüberein-
kommen: Ja

IV.2) 	 Verwaltungsangaben

IV.2.2) 	 Schlusstermin für den Eingang der Angebote

30. Oktober 2023, 11.00 Uhr

IV.2.4) 	 Sprache(n), in der (denen) Angebote eingereicht 
werden können

Deutsch

IV.2.6) 	 Bindefrist des Angebots

Das Angebot muss gültig bleiben bis 24. Dezem-
ber 2023.

IV.2.7) 	 Bedingungen für die Öffnung der Angebote

30. Oktober 2023, 11.00 Uhr

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) 	 Angaben zur Wiederkehr des Auftrags

Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.4) 	 Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) 	 Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren

Offizielle Bezeichnung: 
Vergabekammer bei der Finanzbehörde 
Postfach 30 17 41, 20306 Hamburg, 
Postleitzahl: 20306 
Land: Deutschland 
E-Mail: vergabekammer@fb.hamburg.de 
Telefon: +49 40428231690 
Fax: +49 40427923080

VI.4.3)	 Einlegung von Rechtsbehelfen

Genaue Angaben zu den Fristen für die Einle-
gung von Rechtsbehelfen:

Es wird auf § 160 Abs. 3 GWB hingewiesen. Ein 
Antrag ist demnach unzulässig, soweit 1. der 
Antragsteller den geltend gemachten Verstoß 
gegen Vergabevorschriften vor Einreichen des 
Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber 
dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von 
zehn Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der 
Frist nach § 134 Absatz 2 GWB bleibt unberührt, 
2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die auf-
grund der Bekanntmachung erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Bewer-
bung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem 
Auftraggeber gerügt werden, 3. Verstöße gegen 
Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeun-
terlagen erkennbar sind, nicht spätestens bis zum 
Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Ange-
botsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt 
werden, 4. mehr als 15 Kalendertage nach Ein-
gang der Mitteilung des Auftraggebers, einer 
Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.

VI.5) 	 Tag der Absendung dieser Bekanntmachung

27. September 2023

Hamburg, den 28. September 2023

Universität Hamburg 1431
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F&W Fördern & Wohnen AöR
Bilanz zum 31. Dezember 2022

Stand am Stand am
31.12.2022 31.12.2021

EUR EUR

A. Anlagevermögen
I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich erworbene Software 1.207.245,00 590.536,00

II. Sachanlagen
1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten

einschließlich der Bauten auf fremden 
Grundstücken 403.568.354,18 378.113.668,82

2. Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung 5.548.305,80 5.450.779,80

3. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 62.958.009,27 14.701.416,59
472.074.669,25 398.265.865,21

III. Finanzanlagen
1. Beteiligungen 0,00 4.250,00
2. Geschäftsguthaben bei Genossenschaften 428.976,19 428.976,19
3. Rückdeckungsansprüche aus Versorgungsleistungen 172.376.232,00 177.436.907,00

172.805.208,19 177.870.133,19
646.087.122,44 576.726.534,40

B. Umlaufvermögen
I. Vorräte

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 1.301.276,61 269.403,24
2. Unfertige Leistungen 3.217.595,51 3.155.214,06

4.518.872,12 3.424.617,30

II. Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände   

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 29.897.760,77 8.633.362,83
2. Forderungen gegen den Träger der Anstalt

öffentlichen Rechts 135.461.215,66 112.748.123,34
3. Sonstige Vermögensgegenstände 327.428,10 689.763,00

165.686.404,53 122.071.249,17

III. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 14.459.420,62 2.034.612,76
184.664.697,27 127.530.479,23

C. Rechnungsabgrenzungsposten 161.197,20 183.351,15

830.913.016,91 704.440.364,78

Bilanz der F&W Fördern & Wohnen AöR, Hamburg,
zum 31. Dezember 2022

 A k t i v a
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Anlage 1

Stand am Stand am
31.12.2022 31.12.2021

EUR EUR

A. Eigenkapital
I. Stammkapital 10.000.000,00 10.000.000,00
II. Kapitalrücklage 25.921.418,58 25.921.418,58
III. Gewinnrücklagen 37.902.463,15 33.046.252,79
IV. Bilanzgewinn 171.485,02 4.856.210,36

73.995.366,75 73.823.881,73

B. Sonderposten aus Zuschüssen und Zuweisungen
zur Finanzierung des Sachanlagevermögens

1. Sonderposten aus öffentlichen Fördermitteln
für Investitionen 95.577.486,04 105.163.969,04

2. Sonderposten für bedingt rückzahlungspflichtige 
Spenden zum Anlagevermögen 137.057,00 157.260,00

95.714.543,04 105.321.229,04

C. Rückstellungen
1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche 

Verpflichtungen 210.270.630,23 213.672.806,23
2. Sonstige Rückstellungen 82.477.095,37 70.483.123,65

292.747.725,60 284.155.929,88

D. Verbindlichkeiten
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 238.543.036,01 139.752.716,73
2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und

Leistungen 35.461.145,04 8.069.077,33
3. Verbindlichkeiten gegenüber dem Träger der Anstalt

öffentlichen Rechts 73.625.470,60 77.344.536,33
4. Sonstige Verbindlichkeiten 10.362.597,76 8.499.869,78

357.992.249,41 233.666.200,17

E. Rechnungsabgrenzungsposten 10.463.132,11 7.473.123,96

830.913.016,91 704.440.364,78

 P a s s i v a

F&W Fördern & Wohnen AöR
Bilanz zum 31. Dezember 2022
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F&W Fördern & Wohnen AöR
Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2022

Anlage 2

2 0 2 2 2 0 2 1
EUR EUR

1. Umsatzerlöse
a) Erlöse aus Eingliederungshilfen (BSHG) 19.914.321,68 19.536.949,91
b) Zuschüsse, Benutzergebühren und Mieten 422.932.200,54 251.070.768,38
c) Übrige Umsatzerlöse 2.635.974,93 3.356.770,93

445.482.497,15 273.964.489,22

2. Erhöhung des Bestands an unfertigen Leistungen 62.381,45 2.436.280,86

3. Sonstige betriebliche Erträge 16.338.619,11 22.081.661,91

4. Materialaufwand
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebs-

stoffe und für bezogene Waren 29.867.678,01 23.411.370,93
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 269.512.729,78 113.857.860,52

299.380.407,79 137.269.231,45

5. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 75.348.879,83 70.390.524,21
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für 
Altersversorgung 16.123.838,92 15.284.344,16
´- davon für Altersversorgung: EUR 1.323.095,70

(Vorjahr: EUR 1.149.631,04)
91.472.718,75 85.674.868,37

6. Abschreibungen auf immaterielle Vermögens-
gegenstände des Anlagevermögens und
Sachanlagen 31.842.090,60 38.857.408,73

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen 35.231.196,82 23.685.781,73
8. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 6.003.929,72 14.951.559,26

- davon aus der Auf-/Abzinsung: EUR 5.946.359,41
(Vorjahr: EUR 14.933.554,45)

9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 8.966.490,02 23.787.415,22
- davon aus der Aufzinsung: EUR 7.204.761,42

(Vorjahr: EUR 21.995.667,45)

10. Ergebnis nach Steuern 994.523,45 4.159.285,75
11. Sonstige Steuern 823.038,43 722.454,82
12. Jahresüberschuss 171.485,02 3.436.830,93
13. Gewinnvortrag 4.856.210,36 4.262.379,43
14. Einstellung in die Gewinnrücklagen -4.856.210,36 -2.843.000,00
15. Bilanzgewinn 171.485,02 4.856.210,36

Gewinn- und Verlustrechnung
der F&W Fördern & Wohnen AöR, Hamburg,

für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022
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F&W Fördern & Wohnen AöR
Anhang zum Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2022

A. ALLGEMEINE ANGABEN

Die AöR wurde zum 1. August 1997 errichtet.

Grundlage der AöR ist das Gesetz über die Anstalt öffentli-
chen Rechts F&W Fördern & Wohnen (FWG); zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 7. März 2017. Die Änderung 
berücksichtigte im Wesentlichen die Erweiterung der 
Geschäftsfelder um die Bereitstellung von öffentlich geför-
derten Wohnungen.

Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) haftet gemäß 
§ 3 Abs. 2 FWG für die Verbindlichkeiten der Anstalt als 
Gewährträgerin unbeschränkt, wenn und soweit eine 
Befriedigung aus dem Vermögen der Anstalt nicht zu erlan-
gen ist. Außerdem hat die FHH nach § 3 Abs. 3 FWG 
sicherzustellen, dass die Anstalt für die Dauer ihres Beste-
hens als Einrichtung funktionsfähig bleibt.

Gemäß § 15 (2) FWG stellt die Anstalt ihren Jahresabschluss 
nach den handelsrechtlichen Vorschriften für große Kapi
talgesellschaften auf.

B. BILANZIERUNGS- UND�  
BEWERTUNGSMETHODEN

1.	 Angaben zu Inhalt und Gliederung�  
des Jahresabschlusses

Die Gliederung und der Ausweis des Jahresabschlusses 
erfolgen nach den Vorschriften des Handelsgesetz
buches (HGB) für große Kapitalgesellschaften und dem 
Gesetz über die Anstalt öffentlichen Rechts F&W För-
dern & Wohnen AöR (FWG). Die Gewinn- und Verlust-
rechnung wird nach dem Gesamtkostenverfahren  
§ 275 HGB gegliedert.

Die Bilanz ist unverändert gemäß § 265 Abs. 5 und 6 
HGB um die Posten Geschäftsguthaben bei Genossen-
schaften, Rückdeckungsansprüche aus Versorgungsleis-
tungen, Sonderposten aus Zuschüssen und Zuweisun-
gen zur Finanzierung des Sachanlagevermögens sowie 
Forderungen und Verbindlicheiten gegenüber den Trä-
ger der Anstalt öffentlichen Rechts und Verbindlichkei-
ten gegenüber dem Träger der Anstalt öffentlichen 
Rechts ergänzt.

Die Kassenbestände und Guthaben bei Kreditinstituten 
sowie die sonstigen Verbindlichkeiten enthalten zum 
Bilanzstichtag 31. Dezember 2022 Verwahrgelder und 
Kautionen in Höhe von 1.351 Te (Vorjahr 1.269 Te).

2.	 Angewandte Bilanzierungs-�  
und Bewertungsmethoden

Für die Aufstellung des Jahresabschlusses waren die 
nachfolgenden Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-
den maßgebend.

Die immateriellen Vermögensgegenstände des Anla-
gevermögens und die Sachanlagen sind zu Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten angesetzt. Abschreibun-
gen werden planmäßig nach der linearen Methode ent-
sprechend der voraussichtlichen Nutzungsdauer der 
Anlagen vorgenommen. Selbständig nutzbare Vermö-
gensgegenstände, deren Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten mehr als 250 e (ohne Umsatzsteuer), aber 
nicht mehr als 1.000 e (ohne Umsatzsteuer) betragen, 
werden im Jahr des Zugangs aktiviert und sofort abge-
schrieben. Ihr Abgang wird im Jahr des Zugangs unter-
stellt. Zugänge mit Anschaffungskosten bis 250 e (ohne 
Umsatzsteuer) werden sofort aufwandswirksam erfasst.

Die wesentlichen Anlagenklassen haben unverändert 
zum Vorjahr die folgenden Nutzungsdauern. Bei Bauten 
auf fremden Grund bzw. Mietereinbauten werden bei 
der Nutzungsdauerschätzung die Laufzeiten der zugrun-
deliegenden Pacht- und Mietverträge berücksichtigt.

Bauten auf eigenem Grund:�   
  im Wesentlichen� 30 bis 50 Jahre

Bauten auf fremdem Grund:� 5 bis 24 Jahre

Mietereinbauten: � bis 15 Jahre

Die Anlagen im Bau werden mit den bis zum Bilanz-
stichtag angefallenen Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten aktiviert. Außerplanmäßige Abschreibungen auf 
das Anlagevermögen werden vorgenommen, wenn eine 
dauerhafte Wertminderung erkennbar ist.

Der Sonderposten aus Zuschüssen und Zuweisungen 
zur Finanzierung des Sachanlagevermögens wird ent-
sprechend der jährlichen Abschreibungen und Buch-
wertabgänge der damit finanzierten Gegenstände des 
Sachanlagevermögens ertragswirksam aufgelöst. In 
Höhe der noch nicht verwendeten Zuwendungen und 
Spenden werden entsprechende Verbindlichkeiten 
gebildet. Die Zusammensetzung und Entwicklung der 
Zuwendungen aus öffentlicher Förderung ist dem För-
dernachweis zu entnehmen, der in diesem Anhang ent-
halten ist.

Die innerhalb der Finanzanlagen ausgewiesenen Rück-
deckungsansprüche aus Versorgungsleistungen be
treffen zukünftige Erstattungen des Hamburgischen 
Versorgungsfonds AöR (HVF) und anderer Dienststel-
len der FHH für von F&W zu leistende Versorgungs-
zahlungen. Die bilanzierten Ansprüche stehen im 
Zusammenhang mit den gebildeten Pensionsrückstel-
lungen und betreffen Anwartschaften der Personen, die 
vor dem 01.08.1997 bei der Rechtsvorgängerin der F&W 
beschäftigt waren, in dem Umfang, wie sie bis zum 
31.12.2005 entstanden sind, soweit sie nach dem 
01.01.2006 fällig werden (Versorgungsaltlasten).

Sofern und soweit F&W Ansprüche auf Erstattung der 
Zahlung der vorgenannten Versorgungsaltlasten gegen 
Dritte zustehen, sind diese auf die Erstattungsverpflich-
tung des HVF anzurechnen. Zahlungen zur Erfüllung 
der Ansprüche werden als Abgang erfolgsneutral erfasst. 
Die Differenz zwischen dem um Abgänge verminderten 
Anfangsbestand und dem gutachterlich festgestellten 
Endbestand wird ertragswirksam als Zugang zu den 
Rückdeckungsansprüchen unter dem Personalaufwand 
ausgewiesen. Ergibt sich ein Minderbestand, wird der 
Abgang ebenfalls unter dem Personalaufwand ausgewie-
sen.

Die Ansprüche zum 31.12.2022 sind analog zur Bewer-
tung der Pensionsrückstellungen nach versicherungs-
mathematischen Grundsätzen unter Anwendung eines 
Zinssatzes von 1,78 % (Vorjahr 1,87 %), einer Tarifsteige-
rung von 5,0 % im Jahr 2023, 3,0 % im Jahr 2024 und 
2,0 % ab 2025 sowie einer Rentenanpassung von 1,0 % 
mit dem Barwert bewertet (im Vorjahr Tarifsteigerun-
gen 1,8 % zum 01.04.2022 und 2,0 % ab 2023 sowie Ren-
tenanpassung 1,0 %). Die Rückdeckungsansprüche wur-
den analog zu den Pensionsrückstellungen mit dem  
10-Jahres-Durchschnittszinssatz bewertet.

Die Geschäftsguthaben bei Genossenschaften werden 
zu Anschaffungskosten aktiviert.
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Die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und unfertigen 
Leistungen werden zu Anschaffungskosten angesetzt. 
Die unfertigen Leistungen betreffen die noch nicht 
abgerechneten Betriebskosten für das Geschäftsjahr 
2022.

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 
werden zu Anschaffungskosten (i. d. R. zum Nennwert) 
abzüglich notwendiger Wertberichtigungen angesetzt. 
Der Ansatz der übrigen Vermögensgegenstände des 
Umlaufvermögens erfolgt zu Anschaffungskosten (i. d. 
R. mit dem Nennwert).

Leistungen werden gegen den Träger der Anstalt bele-
gungsabhängig auf Grundlage von festgesetzten Kosten-
sätzen, auf Basis von vereinbarten Pauschalen/Budgets, 
unmittelbar in Höhe der entstandenen Aufwendungen 
oder über das Trägerbudget abgerechnet.

Die Kassenbestände und Guthaben bei Kreditinstitu-
ten werden mit dem Nominalwert angesetzt.

Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten enthält Aus-
gaben vor dem Bilanzstichtag, die Aufwand für eine 
bestimmte Zeit nach dem Bilanzstichtag darstellen.

Das Stammkapital wird mit dem Nennbetrag angesetzt.

Die Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen 
berücksichtigen die zu passivierenden Gesamtverpflich-
tungen. Den Pensionsverpflichtungen liegt ein versiche-
rungsmathematisches Gutachten zugrunde. Die Ver-
pflichtung wurde auf der Grundlage der Richttafeln 
2018 G von Prof. Dr. Klaus Heubeck ermittelt. Die 
Pensionsrückstellungen werden in Höhe des nach ver-
nünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen 
Erfüllungsbetrages ermittelt, der gemäß § 253 Abs. 2 
HGB mit einem durch die Deutsche Bundesbank 
bekannt gegebenen Diskontierungssatz als 10-Jahres 
Durchschnittszinssatz abgezinst wird. Der Rechnungs-
zins wurde für eine pauschale Restlaufzeit von 15 Jahren 
angesetzt.

Der Rechnungszins beträgt zum Stichtag 1,78 % (Vor-
jahr 1,87 %). Für Tarifsteigerungen sind 5,0 % im Jahr 
2023, 3,0 % im Jahr 2024 und 2,0 % ab 2025 sowie eine 
Rentenanpassung von 1,00 % zu Grunde gelegt worden 
(im Vorjahr Tarifsteigerungen 1,8 % zum 01.04.2022 und 
2,0 % ab 2023 sowie Rentenanpassung 1,0 %).

Die Rückstellungen für Rückbau und Archivierung 
sind mit einer Preissteigerung von 2,0 % p.a. und dem 
der Restlaufzeit entsprechenden Rechnungszins der 
Deutschen Bundesbank berechnet worden. Rückstellun-
gen mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr werden 
nicht abgezinst. Effekte aus Zinssatzänderungen sowie 
geänderten Restlaufzeiten werden in den Zinserträgen 
bzw. Zinsaufwendungen ausgewiesen.

Bei der Bilanzierung und Bewertung der übrigen Rück-
stellungen wird allen erkennbaren Risiken und unge-
wissen Verbindlichkeiten angemessen Rechnung getra-
gen. Sie sind in der Höhe des Erfüllungsbetrages bemes-
sen, der nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 
notwendig ist.

Die Verbindlichkeiten werden zu Erfüllungsbeträgen 
angesetzt.

Der passive Rechnungsabgrenzungsposten enthält 
Einnahmen vor dem Bilanzstichtag, die Ertrag für eine 
bestimmte Zeit nach dem Bilanzstichtag darstellen.

C. ERLÄUTERUNGEN ZUR BILANZ UND ZUR 
GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG

1.	 Anlagevermögen

Die Zusammensetzung und Entwicklung des Anlagever-
mögens nach Anlagengruppen ist dem Anlagennachweis 
zu entnehmen, der in diesem Anhang enthalten ist.

Die Finanzanlagen weisen zum Bilanzstichtag einen 
Betrag von 172,8 Mio. e aus. In Höhe von 162,2 Mio. e 
betrifft der Ausweis Rückdeckungsansprüche aus Ver-
sorgungsleistungen gegen den HVF und mit 10,2 Mio. e 
gegen Dritte. Der Unterschiedsbetrag aus der Bewer-
tung mit dem 7-Jahres-Durchschnittszinssatz bzw. mit 
dem 10-Jahres-Durchschnittszinssatz betrug zum Stich-
tag 7,4 Mio. e.

2.	 Umlaufvermögen

Die Forderungen gegen den Träger der Anstalt öffent-
lichen Rechts in Höhe von 135,5 Mio. e betreffen im 
Wesentlichen Forderungen aus abgerechneten Leistun-
gen (79,0 Mio. e) sowie Erstattungsansprüche für Rück-
baukosten (56,0 Mio. e). Die Forderungen haben in 
Höhe von 56,0 Mio. e eine voraussichtliche Fälligkeit 
von über einem Jahr (Vorjahr 51,7 Mio. e).

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen und 
sonstige Vermögensgegenstände sind wie im Vorjahr 
innerhalb eines Jahres fällig.

3.	 Kapitalrücklage/Gewinnrücklagen

Die Kapitalrücklage der Anstalt entwickelt sich im 
Geschäftsjahr 2022 wie folgt:

Stand 01.01.2022� 25.921.418,58 e

Einstellung (+)/Entnahme (-)� 0,00 e

Stand 31.12.2022� 25.921.418,58 e

Im Geschäftsjahr 2022 entwickelten sich die Gewinn-
rücklagen der Anstalt wie nachfolgende dargestellt:

Stand 01.01.2022� 33.046.252,79 e

Einstellung (+)/Entnahme (-)� 4.856.210,36 e

Stand 31.12.2022� 37.902.463,15 e

4.	 Pensionsrückstellungen

Die Versorgungsverpflichtungen betragen zum Bilanz-
stichtag 210,3 Mio. e und umfassen alle Versorgungs-
ansprüche. Der Unterschiedsbetrag aus der Bewertung 
mit dem Zins auf Basis des Durchschnitts-Zinszeitrau-
mes von 7 zu 10 Jahren beträgt 9,4 Mio. e.

B	 Sonstige Rückstellungen

Die sonstigen Rückstellungen enthalten insbesondere 
die folgenden Posten:

Rückbaukosten (58,3 Mio. e), ausstehende Rechnungen 
(10,3 Mio. e) Beihilfe-Verpflichtungen gegenüber Mit-
arbeitern und ehemaligen Mitarbeitern (3,9 Mio. e), 
Rückzahlung Kaufpreis Teilverkauf Farmsen SAGA 
(3,3 Mio. e) sowie Urlaubsansprüche (2,8 Mio. e).
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6.	 Verbindlichkeiten
Die Fristigkeit der Verbindlichkeiten ergibt sich wie folgt:

bis 1 Jahr 2 bis 5 Jahre über 5 Jahre Gesamt

 e e e e

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 9.441.331 33.793.528 195.308.177 238.543.036

  Vorjahr 5.303.469 18.160.395 116.288.853 139.752.717

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 35.461.145 0 0 35.461.145

  Vorjahr 8.069.077 0 0 8.069.077

Verbindlichkeiten gegenüber dem Träger der Anstalt 
öffentlichen Rechts 48.799.546 0 24.825.925 73.625.471

  Vorjahr 52.518.611 0 24.825.925 77.344.536

Sonstige Verbindlichkeiten     

a) aus Steuern 1.326.246 0 0 1.326.246

  Vorjahr 1.173.275 0 0 1.173.275

b) übrige Posten 9.036.351 0 0 9.036.351

  Vorjahr 7.326.595 0 0 7.326.595

Gesamt 104.064.619 33.793.528 220.134.102 357.992.249

  Vorjahr 74.391.027 18.160.395 141.114.778 233.666.200

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
sind durch Grundschulden besichert, die zum Bilanz-
stichtag mit 68,4 Mio. e valutieren. Für die weiteren 
Verbindlichkeiten bestehen darüber hinaus im üblichen 
Umfang branchenübliche bzw. kraft Gesetz entstehende 
Sicherheiten (z. B. Eigentumsvorbehalte).

Bei den ausgewiesenen Verbindlichkeiten gegenüber 
dem Träger der Anstalt öffentlichen Rechts in Höhe 
von 73,6 Mio. e handelt es sich im Wesentlichen um 
Entgelte für noch nicht abgerechnete Finanzierungskos-
ten (19,4 Mio. e), Verbindlichkeiten gegenüber der 
Kasse Hamburg (16,0 Mio. e) sowie Verbindlichkeiten 
aus der Abrechnung von Finanzierungsvereinbarungen 
(4,9 Mio. e). Daneben wird mit 24,8 Mio. e ein unbefris-
tetes zinsloses Darlehen der FHH ausgewiesen, das im 
Verbindlichkeitenspiegel als langfristig ausgewiesen ist, 
weil eine Tilgung erst nach Verkauf des damit finanzier-
ten Immobilienvermögens erfolgt.

7.	 Umsatzerlöse

Sämtliche Umsatzerlöse werden im Inland erzielt.

8.	 Sonstige betriebliche Erträge

Die sonstigen betrieblichen Erträge enthalten perioden-
fremde Erträge in Höhe von 3,0 Mio. e vor allem aus der 
Auflösung von Rückstellungen.

9.	 Sonstige betriebliche Aufwendungen

In den sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind peri-
odenfremde Aufwendungen von 4,0 Mio. e enthalten, 
die im Wesentlichen Forderungsverluste und Verluste 
aus Anlagenabgängen betreffen. Der Großteil der Auf-
wendungen aus Forderungsverlusten kann dem Träger 
der Anstalt in Rechnung gestellt werden, so dass der 
Anstalt aus den Forderungsverlusten insoweit kein wirt-
schaftlicher Schaden erwächst.

D. SONSTIGE ANGABEN

1.	 Geschäftsführung

Dr. Arne Nilsson (Sprecher), Doktor der Philosophie, 
Hamburg a)

Roberto Klann, Diplom-Ingenieur, Hamburg b)

a)	 Dr. Arne Nilsson ist im Hauptberuf Geschäftsführer 
der Anstalt

b)	 Roberto Klann ist im Hauptberuf Geschäftsführer der 
Anstalt

2.	 Aufsichtsrat

Staatsrätin Petra Lotzkat 1), Vorsitzende

Mathias Schulze 9), stellvertretender Vorsitzender,  
ab 06.05.2022

Yvonne Nische 2)

Michael Terrey 3)

Johanna Westphalen 4), bis 28.09.2022

Wilhelm Alms 5)

Dr. Jens-Martin Kruse 6), ab 06.04.2022

Tim Rüter 7)

Maren Reder 8)

Johanna Uffenwasser 9)

Rüdiger Gollhardt 9)

Miriam Freiling 9)

1)	 Staatsrätin der Behörde für Arbeit, Gesundheit, Sozia-
les, Familie und Integration

2)	 Dezernentin für Soziales, Jugend und Gesundheit im 
Bezirksamt Hamburg-Nord

3)	 Abteilungsleiter Unternehmensbeteiligungen und 
Verwendungsnachweisprüfungen in der Behörde für 
Arbeit, Gesundheit, Soziales, Familie und Integration
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4)	 Leiterin Amt für Innere Verwaltung und Planung in 
der Behörde für Inneres und Sport

5)	 Gesellschafter und Vorsitzender des Beirats der Asse-
kurata GmbH

6)	 Hauptpastor an der ev.-luth. Hauptkirche St. Petri in 
Hamburg

7) 	Referent Finanzbehörde Hamburg, Vermögens- und 
Beteiligungsmanagement

8) 	Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, Abtei-
lungsleiterin im Amt für Wohnen, Stadtentwicklung 
und Bodenordnung

9) 	Arbeitnehmervertreter(in)
3.	 Organbezüge

Die Bezüge der Geschäftsführung betrugen im Berichts-
jahr:
Dr. Arne Nilsson 245 Te,�davon erfolgsorientiert 30 Te

Roberto Klann 201 Te,� davon erfolgsorientiert 25 Te

Bezüglich der Bezüge der ehemaligen Geschäftsführung 
wird von den Vorschriften des § 286 Abs. 4 HGB 
Gebrauch gemacht.
Die Mitglieder des Aufsichtsrates bezogen Sitzungsgel-
der in Höhe von 7.210,00 e.

4.	 Anzahl der Mitarbeiter und Versorgungsempfänger
Im Geschäftsjahr 2022 betrug die durchschnittliche Mit-
arbeiterzahl (ohne Auszubildende, geringfügig Beschäf-
tigte und Praktikanten):

Mitarbeiter gesamt 1.69230,3  %
davon Teilzeitbeschäftigte 554 (33 %)

davon weibliche Beschäftigte 939 (56 %)

davon männliche Beschäftigte 752 (44 %) 
davon Beamte  0(303  %

5.	 Sonstige finanzielle Verpflichtungen
Aus langfristigen Miet-, Pacht-, Dienstleistungs- und 
Wartungsverträgen sowie abgeschlossenen Kaufverträ-
gen resultieren nicht zu passivierenden sonstige finan
zielle Verpflichtungen. Über die gesamte Vertragslauf-
zeit ergibt sich ein Betrag in Höhe von 636,9 Mio. e. 
Diese verteilen sich auf folgende Verträge:

Mietverträge für Wohnungen 
und Gebäude

474,8 Mio. e

Mietverträge Container 16,6 Mio e.
Dienstleistungsverträge 60,8 Mio. e
Sonstige Verträge (Wartung, Leasing, 
Bestellobligo u. ä.)

84,7 Mio. e

Summe 636,9 Mio. e

6.	 Entsprechenserklärung zum Hamburger Corporate 
Governance Kodex

Die Entsprechenserklärung zum Hamburger Corporate 
Governance Kodex i.S.d. § 161 AktG wurde abgegeben 
und ist auf der Internetseite von F&W unter www. 
foerdernundwohnen.de veröffentlicht.

7.	 Das für das Geschäftsjahr berechnete Gesamthonorar 
des Abschlussprüfers

Für die Leistungen des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses 2022 sind im vorliegenden 
Jahresabschluss 77 Te (ohne Umsatzsteuer) aufwands-
wirksam erfasst. Weitere Leistungen sind vom 
Abschlussprüfer nicht erbracht worden.

8.	 Konzernverhältnisse

Dieser Abschluss wird in den Konzernabschluss der 
FHH Freie und Hansestadt Hamburg einbezogen. Die 
FHH veröffentlicht den Konzernabschluss auf der 
Homepage der Finanzbehörde unter folgendem Link: 
https://www.hamburg.de/fb/geschaeftsbericht.

9.	 Nachtragsbericht

Bis zur Aufstellung des Jahresabschlusses wurden zwei 
weitere Liegenschaften erworben. Zur Finanzierung der 
Anstalt wurden zwei weitere Namensschuldverschrei-
bung über insgesamt 70 Mio. e begeben.

Im Übrigen verweisen wir auf unsere Ausführungen im 
Lagebericht in Abschnitt 3.1. (Prognosebericht).

10.	Ergebnisverwendung

Der Jahresüberschuss beträgt 171.485,02 e.

Die Geschäftsführung schlägt vor, den Bilanzgewinn 
2022 in Höhe von 171.485,02 e auf neue Rechnung vor-
zutragen und aus diesem Gewinnvortrag den Betrag in 
Höhe von 171.485,02 e im Jahr 2023 in die Gewinnrück-
lagen einzustellen.

Hamburg, den 31. März 2023

	 Dr. Arne Nilsson	 Roberto Klann 
	 Sprecher der 	 Geschäftsführer 
	 Geschäftsführung	
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1.	 Grundlagen des Unternehmens
Geschäftsmodell
F&W Fördern & Wohnen AöR (kurz F&W) ist ein 
Unternehmen der Freien und Hansestadt Hamburg 
(FHH), das Wohnungen, Unterbringung und soziale 
Dienstleistungen für Menschen anbietet, die auf Hil-
fen angewiesen sind. Wesentliches Ziel ist die Inte
gration von geflüchteten Menschen und anderen auf 
Hilfe angewiesene Personengruppen in die Gesell-
schaft, insbesondere von Obdachlosen. Der Zweck 
des Unternehmens wird außerdem erfüllt durch stati-
onäre und ambulante Leistungen auf den Gebieten 
der Betreuung, Rehabilitation und Unterbringung 
von Menschen mit Behinderung. Zusätzlich bietet 
F&W Menschen, die sich am Markt nicht angemes-
sen mit Wohnraum versorgen können, öffentlich 
geförderte Wohnungen an.
Die Finanzierung des Unternehmens und seiner 
Leistungen erfolgt durch Gebühren, Kostensätze und 
Trägerbudgets der Behörde für Arbeit, Gesundheit, 
Soziales, Familie und Integration (Sozialbehörde), 
durch Aufwandserstattungen der Sozialbehörde bzw. 
der Behörde für Inneres und Sport (Innenbehörde) 
sowie durch Mieten.
Auf der Grundlage der Änderung des Anstaltsgeset-
zes vom 07.03.2017 ist F&W insbesondere auch mit 
dem Bau von jährlich mindestens 200 Mietwohnun-
gen im Standard des geförderten Wohnungsbaus für 
vordringlich Wohnungssuchende beauftragt. Dieses 
Tätigkeitsfeld knüpft an ein Programm an, das in 
der Bürgerschaftsdrucksache 21/2905 veröffentlicht 
wurde. Die geförderten Wohnungsbauprojekte sind 
von F&W durch Mieteinnahmen selbst zu finanzie-
ren.
Geschäftsfelder
Die geschäftlichen Tätigkeiten von F&W erstrecken 
sich auf folgende Geschäftsfelder:
•	 Unterkünfte
	 F&W betreibt im Rahmen der öffentlich-rechtli-

chen Unterbringung Einrichtungen der Erstauf-
nahme für Geflüchtete, Wohnunterkünfte für 

Geflüchtete und Wohnungslose einschließlich 
Unterkünfte Perspektive Wohnen sowie Spezial-
bereiche der Wohnungslosenhilfe.

•	 Begleitung und Teilhabe

	 F&W bietet Menschen mit geistiger oder mehr
facher Behinderung, mit psychischen Erkrankun-
gen oder Suchterkrankungen Begleitung und 
Teilhabe. Dabei erhalten die Menschen mit 
Behinderungen Leistungen der Eingliederungs-
hilfe.

•	 Wohnungen, Vermietung

	 F&W baut vornehmlich geförderte Wohnungen 
und vermietet diese an vordringlich Wohnungs-
suchende. Um den Wohnungsbestand für vor-
dringlich Wohnungssuchende zu erhöhen, kauft 
F&W Wohnungen auch an. Im Rahmen der Ver-
mietung bietet F&W bestimmten Mietergruppen 
Mietersozialberatung an. In untergeordnetem 
Umfang werden frei finanzierte Wohnungen auch 
an andere Wohnungssuchende vermietet, um eine 
soziale Mischung im jeweiligen Quartier zu errei-
chen. Darüber hinaus vermietet F&W an seinen 
Standorten ergänzend gewerbliche Flächen an 
soziale Träger wie Kita-Betreiber und andere sozi-
ale Dienstleistungsunternehmen.

Neben diesen operativen Geschäftsfeldern bestehen 
bei F&W vorwiegend innerbetriebliche kaufmänni-
sche Dienstleistungsbereiche. Mit dem Projekt- und 
Immobilienmanagement werden Neubauprojekte für 
die öffentlich-rechtliche Unterbringung, für den 
Wohnungsbau, für Kita-Nutzungen und weitere 
Sozialbauten realisiert sowie die Instandhaltung der 
Bestandsimmobilien sichergestellt.

Organisatorische Struktur

Die Aufbauorganisation von F&W stellt sich im 
Berichtsjahr in folgenden Geschäftsbereichen und 
weiteren Organisationseinheiten dar:

•	 Geschäftsbereiche Unterkünfte:

	 Geschäftsbereich Unterkunft und Orientierung 
Süd/West

F&W Fördern & Wohnen AöR, Hamburg
Lagebericht für das Geschäftsjahr 2022

Inhaltsverzeichnis

1.	 Grundlagen des Unternehmens
	 Geschäftsmodell
	 Geschäftsfelder
	 Organisatorische Struktur
2.	 Wirtschaftsbericht
2.1	 Geschäftsverlauf
2.1.1	 Geschäftsfeld Unterkünfte
	 Erstaufnahme
	 Wohnunterkünfte
	 Spezialbereiche der Wohnungslosenhilfe
2.1.2	 Geschäftsfeld Begleitung und Teilhabe
2.1.3	 Geschäftsfeld Wohnungen, Vermietung
	 Wohnungsbau
	 Vermietung

2.2	 Lage des Unternehmens

2.2.1	 Ertragslage

2.2.2	 Finanzlage

2.2.3	 Vermögenslage

3.	 Prognose-, Risiko- und Chancenbericht

3.1	 Prognosebericht

3.1.1	 Geschäftsfeld Unterkünfte

3.1.2	 Geschäftsfeld Begleitung und Teilhabe

3.1.3	 Geschäftsfeld Wohnungen, Vermietung

3.2	 Risikobericht

3.2.1	 Risikomanagement

3.2.2	 Risiken

3.3	 Chancenbericht
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	 Geschäftsbereich Unterkunft und Orientierung 
Ost

	 Geschäftsbereich Aufnahme und Perspektive

	 Geschäftsbereich Begleitung und Teilhabe

•	 Projekt- und Immobilienmanagement

•	 Kaufmännische Verwaltung (einschließlich Ver-
mietung)

•	 Geschäftsführung, Stäbe der Geschäftsführung

	 F&W betreibt zum Ende des Berichtsjahres insge-
samt 253 Einrichtungen in Hamburg sowie zwei 
Einrichtungen außerhalb Hamburgs (Niedersach-
sen und Schleswig-Holstein).

2.	 Wirtschaftsbericht

2.1	 Geschäftsverlauf

Im Jahr 2022 wurden bundesweit 217.774 Asylerst
anträge vom Bundesamt für Migration und Flücht-
linge entgegengenommen. Das waren 46,9 % mehr als 
im Vorjahr (148.233). Hamburg verzeichnete Gesamt-
zugänge von 11.754 Personen (Vorjahr 8.548), von 
denen 7.869 in Hamburg (Vorjahr 5.538) blieben. 
Davon mussten 5.801 Personen (Vorjahr 3.565) in 
einer öffentlich-rechtlichen Unterkunft unterge-
bracht werden. Zum Jahresende 2022 lebten 27.325 
Geflüchtete (Vorjahr 22.403) in Hamburger Erstauf-
nahmen und Folgeunterkünften. Zusammen mit den 
rd. 4.773 (Vorjahr 5.051) Wohnungslosen waren 
somit zum Jahresende 2022 32.098 Personen in Ham-
burg öffentlich-rechtlich untergebracht (Vorjahr 
27.454).

Zusätzlich zu diesen Veränderungen in der bisheri-
gen Unterbringungsstruktur waren im Berichtsjahr 
folgende erhebliche Zugänge zu verzeichnen:

Nach dem Beginn des russischen Angriffskriegs 
gegen die Ukraine am 24.02.2022 verließen bis zum 
Jahresende 2022 fast 8 Mio. Menschen die Ukraine, 
rd. 12,8 % wurden in Deutschland aufgenommen. In 
Hamburg wurden bis 31.12.2022 insgesamt 42.211 
Schutzsuchende aus der Ukraine registriert. Von die-
sen konnten die meisten Schutzsuchenden private 
Quartiere finden, 4.678 wurden in andere Bundeslän-
der verteilt, 17.877 Menschen mussten im Laufe des 
Jahres öffentlich untergebracht werden. Einige reis-
ten wieder aus oder fanden später private Unter-
künfte. Im Jahresdurchschnitt hat F&W rd. 9.200 
Schutzsuchende aus der Ukraine, zum Jahresende 
2022 12.526 Schutzsuchende öffentlich unterge-
bracht. Diese Geflüchteten erhielten aufgrund der 
EU-weiten Anwendung der sog. Massenzustrom-
richtlinie ein sofortiges Aufenthaltsrecht. Mit Wir-
kung ab 01.06. bildete aufgrund eines neuen Bundes-
gesetzes nicht mehr das Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG) die Unterstützungsgrundlage, sondern die 
Grundsicherung (SGB II). Vor diesem Hintergrund 

wurden die meisten dieser Schutzsuchenden eigens 
für diese Gruppe geschaffenen Unterkünften zuge-
wiesen.

Die Corona-Pandemie schlug im Wesentlichen noch 
im I. Quartal zu Buche, in dem zwei Quarantäne
standorte betrieben wurden, die anschließend als 
Interimsstandorte für Schutzsuchende aus der 
Ukraine genutzt wurden.

Die durchschnittliche Belegung der Wohnunter-
künfte für Wohnungslose und Zuwanderer (ohne 
Zugänge aus der Ukraine) stieg um rd. 895 Personen 
bzw. 3,4 % auf 27.300 Personen. Ein Vergleich der 
Stichtagsbelegungen zum 31.12. zeigt einen Zuwachs 
im Jahresverlauf von 232 auf 27.686 Personen im 
Dezember 2022.

Die durchschnittliche Belegung der von F&W betrie-
benen Erstaufnahme-Standorte stieg um 1.469 auf 
2.512 Plätze. Zum Ende des Berichtsjahrs betrug die 
Zahl der belegten Plätze hier 3.281.

Zusammengefasst bot F&W zum Jahresende 2022 
44.624 Menschen eine öffentlich-rechtliche Unter-
bringung (Erstaufnahmen, Wohnunterkünfte ein-
schließlich Schutzsuchender aus der Ukraine).

Das Geschäftsfeld Begleitung und Teilhabe entwi-
ckelte sich im Jahr 2022 planmäßig auf der Basis der 
Finanzierungsvereinbarung mit der zuständigen 
Behörde für die Hamburger Klienten. Mit dieser Ver-
einbarung besteht für F&W ein Trägerbudget mit 
einer Laufzeit von fünf Jahren (2019–2023). Für die 
beiden Standorte in Niedersachsen und Schles-
wig-Holstein wurden auf dem Weg zu eigenständigen 
Vereinbarungen Übergangsvereinbarungen getrof-
fen.

Die Entwicklung des Geschäftsfelds Wohnungen 
(Vermietungen) verlief weitgehend planmäßig.

Das Geschäftsjahr 2022 konnte F&W insgesamt mit 
einem Jahresüberschuss in Höhe von 171 Te (Vor-
jahr 3.437 Te) abschließen.

Im Einzelnen entwickelten sich die Geschäftsfelder 
wie folgt:

2.1.1	 Geschäftsfeld Unterkünfte

Erstaufnahme

F&W betrieb Ende 2022 neben dem Ankunfts
zentrum Bargkoppelweg und der Zentralen Erstauf-
nahme Bargkoppelstieg vier dezentrale Erstaufnah-
meeinrichtungen in Hamburg (Harburger Poststraße, 
Sportallee, Kaltenkirchener Straße, Schmiedekoppel 
29 und 30) sowie einen Quarantänestandort am 
Neuen Höltigbaum. Das Ankunftszentrum der zen
tralen Erstaufnahme war besonders durch die hohen 
Zugänge aus der Ukraine belastet.

Einrichtungen der Erstaufnahme                                                
(durchschnittliche Ist-Belegung) 990 1.103 813 1.043 2.512

2020
Plätze

2018
Plätze

2019
Plätze

2022
Plätze

2021
Plätze

Untergebrachte Personen in der zentralen Erstaufnahme und in den Erstaufnahmen von F&W (belegte Plätze)
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Wohnunterkünfte

Im Jahr 2022 wurden vier Standorte zusätzlich eröff-
net (Alte Königstraße, Marie-Bautz-Weg, Stapelfel-
der Straße, Kielkoppelstraße). Zwei bestehende 
Standorte wurden als Interimsstandorte für Schutz-
suchende aus der Ukraine genutzt.

Für die Schutzsuchenden aus der Ukraine wurden 
zahlreiche zusätzliche Unterkünfte von F&W 
geschaffen bzw. gebucht: Notstandorte, wie Messe-, 
Schul- oder Großmarkthallen, Containerstandorte, 
als Reserveunterkünfte geplante Immobilien, zusätz-
liche Gewerbeimmobilien (ehemalige Hotel- oder 
Bürogebäude), nicht mehr genutzte Schulgebäude 
sowie Zimmerkontingente bei Hotels bzw. Hostels. 
Die Anzahl solcher Standorte betrug zum Jahresende 
97. Dazu gehörten auch unterschiedlich große Zim-
merkontingente in 76 Hotels, Hostels oder Boarding 
Houses, die für unterschiedliche Zeiträume gebucht 
waren.

In dem Geschäftsfeld Wohnunterkünfte wird auch 
das Einzugs- und Begleitteam (EBT) geführt. Das 
EBT unterstützt vordringlich Wohnungssuchende 
sowie Vermieterinnen und Vermieter bei der Ver-
mittlung privater Wohnungen, beim Umzug und bei 
Konflikten im Zusammenhang mit einem neuen 
Mietverhältnis.

Für die regulären Wohnunterkünfte haben Sozialbe-
hörde und F&W eine Finanzierungsstruktur verein-
bart, die seit Beginn des Jahres 2019 gilt. Diese Struk-
tur unterscheidet belegungsabhängige und bele-
gungsunabhängige Kosten des Betriebes. Belegungs-
abhängige Kosten werden durch Kostensätze bezo-
gen auf belegte Plätze finanziert. Belegungsunabhän-

gige Kosten werden dem Aufwand entsprechend von 
der Behörde getragen. Dazu gehören Abschreibungen 
für Gebäude sowie Mieten. Verwaltungskosten wer-
den durch ein Budget finanziert.

Für die Standorte für Schutzsuchende aus der 
Ukraine gibt es eine gesonderte Finanzierungsverein-
barung zwischen Sozialbehörde und F&W, die im 
Wesentlichen auf einer Aufwandsfinanzierung 
beruht.

Spezialbereiche der Wohnungslosenhilfe

Zu den Spezialbereichen der Wohnungslosenhilfe bei 
F&W gehören die Übernachtungsstätten, das Frau-
enWohnen, die Sozialpädagogischen Einzelfallhilfen, 
das Jungerwachsenenprojekt (JEP), das Winternot-
programm (WNP), eine Tagesstätte während des 
WNP, die Straßensozialarbeit Visite Sozial sowie eine 
Beratungs- und Begegnungsstätte (Tagesaufenthalt) 
in Kooperation mit Palette e.V.

Das jährliche Winternotprogramm (WNP), das nor-
malerweise zwischen dem 1. November und dem 
31. März läuft, bietet Übernachtungsmöglichkeiten 
für obdachlose Frauen und Männer in Gemein-
schaftsunterkünften als Schutz vor dem Winterwetter 
an den Standorten Friesenstraße, Kollaustraße, Hor-
ner Landstraße, Eiffestraße und in der Neustädter 
Straße. Als WNP-Standort wird auch das gemietete 
Hotel in der Halskestraße genutzt. Der ehemals für 
das WNP genutzte Teil des Standortes Schmiedekop-
pel wird seit Anfang März als Interimsstandort für 
Schutzsuchende aus der Ukraine genutzt. Der Stand-
ort Friesenstraße wurde ab Anfang Mai für die Unter-
bringung von besonders schutzbedürftigen vulnerab-
len Obdachlosen genutzt.

Untergebrachte Personen in Folgeunterbringungen (Wohnungslose, Zuwanderer, Schutzsuchende aus der Ukraine)
und in Spezialbereichen der Wohnungslosenhilfe (belegte Plätze)

Wohnunterkünfte für Wohnungslose und Zuwanderer                                                                
(durchschnittliche Ist-Belegung) 29.480 30.118 28.620 26.405 36.500

Sonderbereiche (Übern., JEP, WNP, NUVP, FrauenWohnen) 
(durchschnittliche Ist-Belegung) 457 453 814 716 651

Gesamt durchschnittliche Ist-Belegung 29.937 30.571 29.434 27.121 37.151

2022
Plätze

2021
Plätze

2020
Plätze

2018
Plätze

2019
Plätze

2.1.2	 Geschäftsfeld Begleitung und Teilhabe

Die Finanzierung des Geschäftsbereichs Begleitung 
und Teilhabe erfolgt seit 2014 durch ein Träger
budget, das mit der Sozialbehörde im Wege einer 
Rahmenvereinbarung zur Gestaltung des Leistungs-
angebots abgeschlossen wurde. Für die Jahre 2019–
2023 besteht ebenfalls ein Trägerbudget mit der 
Sozialbehörde.

Mit der Umsetzung der 3. Stufe des Bundesteilhabe-
gesetzes zum 1. Januar 2020 wird das Leistungsange-
bot nicht mehr als Komplexleistung, sondern 
getrennt nach Fachleistungen und existenzsichern-
den Leistungen (Wohn- und Unterkunftskosten) 
finanziert. Während die Kosten für die Fachleistun-
gen weiter vom zuständigen Träger der Eingliede-
rungshilfe übernommen werden, müssen die Wohn- 
und Unterkunftskosten direkt mit dem Leistungsbe-
rechtigten abgerechnet werden. Aufgrund der gesetz-

lichen Neuregelung wurde das Trägerbudget um die 
existenzsichernden Leistungen gekürzt.

Außerdem wurde zum Jahresbeginn 2020 die Zustän-
digkeit für die Leistungsträgerschaft geändert. 
Zuständiger Träger der Eingliederungshilfe ist nun-
mehr das Bundesland, auf dessen Gebiet die Einrich-
tung liegt. Von dieser Neuregelung betroffen sind die 
Einrichtungen Wohnhaus Huckfeld, Tagesstätte 
Huckfeld und Sozialtherapeutisches Zentrum Sach-
senwaldau. Mit dem Wechsel der Leistungsträger-
schaft auf die Träger der Eingliederungshilfe in den 
jeweiligen Bundesländern hat F&W mit den zustän-
digen Stellen in Schleswig-Holstein und Niedersach-
sen für die Einrichtungen Sachsenwaldau und Huck-
feld Übergangsvereinbarungen für den Zeitraum 
01.01.2020 bis 31.12.2022 geschlossen. Die Vergü-
tungssätze von Niedersachsen für Huckfeld liegen 
unter den Hamburger Vergütungssätzen. Weil die 
Hamburger Klient:innen bis Ende 2022 noch im 
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Hamburger Trägerbudget finanziert werden, gab es 
hier noch keine nachteilige wirtschaftliche Auswir-
kung für F&W. Für Sachsenwaldau konnte noch 
keine weiterführende Vereinbarung mit Schles-

wig-Holstein geschlossen werden; voraussichtlich 
wird das Trägerbudget noch ein bis zwei Jahre fortge-
führt.

Betreute Personen in den Einrichtungen für Begleitung und Teilhabe:

2018
Plätze/Fälle

2019
Plätze/Fälle

2020
Plätze/Fälle

2021
Plätze/Fälle

2022
Plätze/Fälle

Stationäre Betreuung 
(durchschnittliche Ist-Plätze/Fälle)

274 260 263 263 265

Ambulante/Teilstationäre Betreuung 
(durchschnittliche Ist-Plätze/Fälle)

258 296 296 297 295

Gesamt
(durchschnittliche Ist-Plätze/Fälle)

532 556 559 560 559

Der seit ein paar Jahren in Gründung befindliche 
ambulante Pflegedienst, der in diesem Geschäftsfeld 
geführt werden sollte, wurde im Berichtsjahr aufge-
löst, weil F&W trotz intensiver  Suche nicht ausrei-
chend geeignetes Personal finden konnte.

2.1.3	 Geschäftsfeld Wohnungen, Vermietung

Wohnungsbau

In diesem Geschäftsfeld errichtet F&W Wohnungen 
vorrangig für vordringlich Wohnungssuchende. Es 
handelt sich um ein Programm, das in der Bürger-
schaftsdrucksache 21/2905 beschrieben ist.

Im Berichtsjahr wurden insbesondere folgende Pla-
nungen für Wohnungsbauprojekte fortgesetzt: 
Hafenbahnpark (ca. 346 WE), Lohkampstraße (46 

WE), Jenfelder Allee (44 WE), Schenefelder Land-
straße (18 WE), Stresemannstraße (20 WE), Renn-
bahnstraße (23 WE), Ladenbeker Furtweg (10 WE), 
Daimlerstraße 1. und 2. Bauabschnitt (32+45 WE) 
und August-Krogmann-Straße Neubau 11 und 12 
(18+41 WE), Heidschnuckering (23 WE), Maronen-
hof (12 WE) sowie Elfenwiese (36 WE).

Vermietung

F&W vermietet an 18 Standorten Wohnungen im 
Standard des geförderten Wohnungsbaus, die an 
wohnungslose Menschen aus Hamburg oder wohnbe-
rechtigte Zugewanderte vermietet werden, die auf 
dem allgemeinen Wohnungsmarkt keine Wohnung 
finden. Die Vermittlung erfolgt in Kooperation mit 
den bezirklichen Fachstellen für Wohnungsnotfälle.

Mietwohnen für Wohnungslose und Zuwanderer                
(durchschnittliche Ist-Wohnungen) 658 797 920 1.000 1.006

Betreutes Wohnen für Senioren                                                              
(durchschnittliche Ist-Wohnungen) 218 218 205 193 180

Gesamt durchschnittliche Ist-Wohnungen 876 1.015 1.125 1.193 1.186

2018
Wohnungen

2019
Wohnungen

2020
Wohnungen

2022
Wohnungen

2021
Wohnungen

Vermietete Wohnungen:

An zwei Standorten bietet F&W Seniorenwohnen an. 
In der Seniorenwohnanlage Borsteler Chaussee 301 
wurde ein Gebäudeflügel für die Umwandlung in 
eine Pflegeunterkunft des Geschäftsfelds Unterkünfte 
hergerichtet, so dass sich die Anzahl der vermietba-
ren Seniorenapartments weiter verringerte.

Der eigene Wohnungsbestand von F&W beläuft sich 
Ende 2022 auf insgesamt 1.246 Wohneinheiten inkl. 
der Apartments für Klienten der Eingliederungshilfe 
(Begleitung und Teilhabe) und für Senioren.

Zusätzlich hat das Miet- und Liegenschaftsmanage-
ment von F&W im Berichtsjahr die Zwischenvermie-
tung von Wohnungen anderer Vermieter aufgenom-
men. Bei diesem Verfahren mietet F&W als Zwi-
schenmieter bestimmte Wohnungen für eine befris-
tete Zeit mit dem Ziel, dass dringend wohnungssu-
chende Haushalte zunächst als Untermieter von 

F&W innerhalb von 24 Monaten selbst einen Miet-
vertrag direkt mit dem Wohnungseigentümer schlie-
ßen. Dadurch soll die langfristige Sicherung eines 
Wohnraummietverhältnisses für die Zielgruppe 
erreicht werden.

Für Schutzsuchende aus der Ukraine hat F&W 
gesondert ca. 50 Wohnungen angemietet, denen diese 
Wohnungen allerdings nur befristet als Untermieter 
von F&W zur Verfügung stehen und im Regelfall 
später nicht von den Schutzsuchenden selbst gemie-
tet werden können. Diese Variante dient in erster 
Linie der Entlastung der öffentlichen Interimsunter-
bringung von Ukrainer:innen.

Darüber hinaus vermietet F&W Flächen und 
Gebäude im Umfeld von Unterkünften und Woh-
nungen an Träger sozialer Einrichtungen und Kin-
dertagesstätten.
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2.2	 Lage des Unternehmens

2.2.1	 Ertragslage

Der Jahresüberschuss 2022 in Höhe von 171 Te (Vor-
jahr 3.437 Te) ergibt sich aus folgenden wesentlichen 
Teilergebnissen auf Grundlage der Struktur des 
internen Berichtswesens:

•	 Im Geschäftsfeld Unterkünfte war ein Fehlbetrag 
von 350 Te zu verzeichnen.

•	 Das Geschäftsfeld Begleitung und Teilhabe 
erzielte einen Überschuss in Höhe von 399 Te.

•	 Das Geschäftsfeld Wohnungen, Vermietung 
schloss mit einem Überschuss von 122 Te ab.

Die Umsatzerlöse der Geschäftsfelder stellen sich in 
der Struktur des internen Berichtswesens wie folgt 
dar:

Geschäftsfeld Unterkünfte� 380.308 Te	
� (Vorjahr 210.371 Te)

Geschäftsfeld Begleitung und Teilhabe� 20.060 Te	
� (Vorjahr 19.698 Te)

Geschäftsfeld Wohnungen, 
Vermietung� 12.669 Te	
� (Vorjahr 14.253 Te)

Umsatzerlöse 
der Geschäftsfelder gesamt� 413.037 Te	
� (Vorjahr 244.322 Te)

Die Umsatzerlöse des Geschäftsfelds Unterkünfte 
veränderten sich im Wesentlichen aufgrund der 
zusätzlichen Umsätze aufgrund der enormen Zugänge 
Schutzsuchender aus der Ukraine (+173 Mio. e) und 
des Anstiegs der Umsätze in der Erstaufnahme (+12,5 
Mio. e) einerseits und dem Umsatzrückgang in den 
Spezialbereichen der Wohnungslosenhilfe (-7,4 Mio. 
e) andererseits. Die Umsatzerlöse im Vorjahr enthiel-
ten in großem Umfang finanzierte coronabedingte 
Maßnahmen (32,6 Mio. e), die im Berichtsjahr erheb-
lich geringer ausfielen.

Die Umsatzerlöse im Geschäftsfeld Wohnungen, Ver-
mietung fielen im Vorjahr durch einen einmaligen 
Ertragseffekt infolge einer Bilanzierungsänderung 
höher aus.

Der Personalaufwand stieg um 5.798 Te auf 91.473 
Te. Dies ist i.W. bedingt durch den Anstieg der 
durchschnittlichen vergüteten Vollkräfte (VK) um 
57 VK sowie Tarifsteigerungen und Erfahrungsstu-
fenaufstiege sowie für deutlich erhöhte Zuführungen 
zu Rückstellungen für Mehrstunden und noch nicht 
genommenen Urlaub, was auch als Belastungsanzei-
chen des Personals im Berichtsjahr zu betrachten ist. 
Für die zusätzlichen Unterkünfte für Schutzsuchende 
aus der Ukraine konnte nicht annähernd ausreichend 
Personal im Berichtsjahr eingestellt werden. Deswe-
gen hat F&W in hohem Maße Arbeitnehmerüberlas-
sung beansprucht, Aushilfen eingestellt und vor 
allem kurzfristig externe Betreiber beauftragt. Durch-
schnittlich waren im Berichtsjahr 1.536 VK (Vorjahr 
1.479) beschäftigt. Die Anzahl der Mitarbeitenden 

betrug zum Stichtag 31.12.2022 rd. 1.830 (Vorjahr 
1.630).

In der Belegungsplanung für das Jahr 2022 war 
ursprünglich ein leichter Rückgang der Belegungs-
zahlen von Unterkünften erwartet worden. Bereits 
zum Jahreswechsel 2021/22 und vor dem Kriegsbe-
ginn am 24.02.2022 nahmen die Zugangszahlen aus 
den bisherigen Herkunftsländern der Geflüchteten 
zu; diese stiegen auch im Laufe des Jahres weiter an. 
Für das Geschäftsjahr bestimmend waren jedoch die 
17.877 Schutzsuchenden aus der Ukraine, die F&W 
im Laufe des Jahres aufnahm. Dadurch wurden alle 
belegungsabhängigen Erträge und Aufwendungen 
erheblich erhöht.

Der Geschäftsbereich Begleitung und Teilhabe ent-
wickelte sich im Berichtsjahr wie erwartet stabil.

Das im Vorjahr für das Geschäftsjahr 2022 prognosti-
zierte ausgeglichene Ergebnis wurde insgesamt ein-
gehalten.

2.2.2	 Finanzlage

Die Finanzlage ist vornehmlich bestimmt durch die 
Zahlungsmittelzuflüsse

•	 aus Gebühren der Bewohner in den Wohnunter-
künften bzw. deren Kostenträger (i.W. Jobcenter), 
die F&W im Auftrag der FHH erhebt,

•	 durch ggf. ergänzende Kostensatzzahlungen und 
Aufwandserstattungen der FHH für den Betrieb 
der Wohnunterkünfte,

•	 aus Aufwandserstattungen der Innenbehörde für 
Erstaufnahmen wie auch

•	 durch die Zahlungen aus dem Trägerbudget der 
Sozialbehörde für den Geschäftsbereich Beglei-
tung und Teilhabe für Hamburger Klienten sowie 
aus Vereinbarungen mit den entsprechenden 
Behörden der Bundesländer Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein für die Einrichtungen Huck-
feld bzw. Sachsenwaldau.

Die Finanzierung von Investitionen für Wohnunter-
künfte der öffentlich-rechtlichen Unterbringung 
erfolgt i.d.R. durch Bankdarlehen oder in Einzelfäl-
len durch Investitionszuschüsse der Behörden. Der 
Mittelabfluss für den Kapitaldienst der Kredite wird 
durch Kostensätze der Sozialbehörde gedeckt. Neu-
bauten im Geschäftsfeld Begleitung und Teilhabe 
werden ebenfalls kreditfinanziert.

Die Investitionen betreffen im Wesentlichen die vom 
Projekt- und Immobilienmanagement errichteten 
Gebäude (einschließlich Außenanlagen und Erschlie-
ßungen) für den Betrieb der Geschäftsfelder Unter-
künfte und Begleitung/Teilhabe sowie die Woh-
nungsneubauten zur Vermietung.

F&W war im Berichtszeitraum jederzeit in der Lage, 
alle seine Zahlungsverpflichtungen zu erfüllen.

2.2.3	 Vermögenslage

Die Vermögenslage des Unternehmens ist zum 
Bilanzstichtag durch folgende ausgewählte Bestände 
gekennzeichnet.
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 Betrag in Te

2022 2021 Veränderung

Anlagevermögen 646.087 576.727 69.360

Finanzanlagen 172.805 177.870 -5.065

Eigenkapital 73.995 73.824 171

Sonderposten aus Zuschüssen und Zuwendungen 
für Investitionen 

95.577 105.164 -9.587

Erweitertes Eigenkapital 169.572 178.988 -9.416

Erweiterte Eigenkapitalquote 20,41 % 25,41 % -4,98 %-Pkte

Bankdarlehen 238.543 139.753 98.790

Pensionsrückstellungen 210.271 213.673 -3.402

Bilanzsumme 830.913 704.440 126.473

Die Entwicklung der Vermögenslage im Geschäfts-
jahr stellt sich wie folgt dar:

Das Sachanlagevermögen mit einem Buchwert von 
insgesamt 472,1 Mio. e enthält Grundstücke 
und Gebäude (einschließlich Anzahlungen und 
Anlagen im Bau) mit einem Buchwert in Höhe von 
466,5 Mio. e.

Die Zugänge bei den Sachanlagen im Jahr 2022 in 
Höhe von 106,8 Mio. e betreffen insbesondere drei 
Käufe bebauter Grundstücke sowie Neubau- und 
Umbauprojekte. Schließungen und der damit ver-
bundene Rückbau von Wohnunterkünften sind 
wesentliche Ursachen für den Abgang von Sach
anlagevermögen zu Restbuchwerten in Höhe von 
1,5 Mio. e. Die Abschreibungen auf Sachanlagen 
betrugen 31,5 Mio. e im Berichtsjahr. Da die Zugänge 
die Abschreibungen und die Anlagenabgänge deut-
lich übersteigen, erhöhten sich die Sachanlagen ent-
sprechend gegenüber dem Vorjahr.

Die Finanzanlagen enthalten Rückdeckungsansprü-
che für Versorgungsleistungen gegen den Hamburgi-
schen Versorgungsfonds AöR (HVF) in Höhe von 
162,2 Mio. e. Diesen Ansprüchen von F&W stehen 
Pensionsrückstellungen gegenüber, die Anwartschaf-
ten der Personen betreffen, die vor dem 1. August 
1997 bei der Rechtsvorgängerin von F&W beschäftigt 
waren, in dem Umfang, wie sie bis zum 31. Dezember 
2005 entstanden sind, soweit sie nach dem 1. Januar 
2006 fällig geworden sind (Versorgungsaltlasten). 
Des Weiteren werden Ansprüche gegen Dritte auf 
Erstattung vorgenannter Versorgungsleistungen 
bilanziert. Diese Ansprüche betreffen aktive und ehe-
malige Mitarbeiter, die Vordienstzeiten in der FHH 
und/oder in öffentlichen Unternehmen haben und 
von diesen als vorherige Arbeitgeber zu erstatten 
sind. Diese mindern die Erstattungsverpflichtung des 
HVF.

Die Forderungen gegen den Träger der Anstalt 
betreffen im Wesentlichen Forderungen aus abge-
rechneten Leistungen (79,0 Mio. e) sowie Erstat-
tungsansprüche für Rückbaukosten (56,0 Mio. e).

Die Bankdarlehen zur Finanzierung von Bauinves
titionen stiegen durch Darlehensaufnahmen von 
103,4 Mio. e und planmäßige Tilgungen in Höhe von 
4,6 Mio. e auf 238,5 Mio. e.

Die Verbindlichkeiten gegenüber dem Träger der 
Anstalt in Höhe von 73,6 Mio. e betreffen im Wesent-
lichen mit 24,8 Mio. e das von der FHH im Zuge der 
Errichtung der Anstalt (1997) gewährte zinslose Dar-
lehen. Weitere Verbindlichkeiten ergeben sich aus 
zeitlich abgegrenzten Zuschüssen und Zuwendungen 
der FHH (19,4 Mio. e) sowie gegenüber der Kasse 
Hamburg (16,0 Mio. e).

3.	 Prognose-, Risiko- und Chancenbericht

3.1	 Prognosebericht

Für das Jahr 2023 wird ausgehend von den bestehen-
den Finanzierungsstrukturen insgesamt ein weitge-
hend ausgeglichenes Ergebnis für die Anstalt geplant. 
Die prognostizierte Entwicklung der Geschäftsfelder 
wird im Einzelnen wie folgt dargestellt:

3.1.1	 Geschäftsfeld Unterkünfte

Für das Geschäftsjahr 2023 wird eine Fortsetzung 
hoher Zugangszahlen aus verschiedenen Herkunfts-
ländern (insbesondere Afghanistan, Syrien, Türkei, 
Iran, Irak) wie auch aus der Ukraine erwartet. Inso-
fern muss F&W die Unterbringungskapazitäten in 
der öffentlich-rechtlichen Unterbringung weiter aus-
bauen.

Während die Zugänge aus der Ukraine in den letzten 
Monaten – auf hohem Niveau – stetig gesunken sind, 
sind die Zugänge aus anderen Ländern stark ange-
stiegen. Seit einigen Wochen verteilt sich der Unter-
bringungsbedarf etwa zur Hälfte auf Geflüchtete aus 
der Ukraine und zur anderen Hälfte auf Geflüchtete 
aus anderen Ländern. Der durchschnittliche Unter-
bringungsbedarf des ersten Quartals 2023 beträgt 
etwa 30 Personen pro Tag. Dieser ist zwar deutlich 
geringer als im Sommer 2022 mit 70 Personen pro 
Tag allein aus der Ukraine. Dennoch handelt es sich 
immer noch um einen sehr hohen täglichen Zugangs-
wert im Vergleich zu den letzten Jahren mit unter 
10 Personen pro Tag.

Die Sozialbehörde und F&W haben mehrere 
Zugangsszenarien für 2023 abgestimmt. Das derzei-
tige Ziel zum Ausbau der Unterbringungskapazitäten 
durch F&W ist ein „mittleres“ Szenario, das zusätz-
lich rd. 10.000 Unterbringungsplätze bis zum Ende 
des Jahres 2023 für alle Geflüchtetengruppen vor-
sieht.
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Im Laufe des Jahres 2023 plant F&W mit rd. durch-
schnittlich 47.204 untergebrachten Personen in die-
sem Geschäftsfeld, davon 14.940 aus der Ukraine. 
Zusätzlich wurde eine Planungsreserve von 1.000 
Plätzen berücksichtigt.

Soweit die tatsächlichen Zugänge vom Planungs
szenario abweichen, wird dies für F&W aufgrund der 
aktuellen Finanzierungstruktur (Trennung von bele-
gungsunabhängigen und belegungsabhängigen Kos-
ten) und der aufwandsfinanzierten Unterbringung 
Schutzsuchender aus der Ukraine kaum Ergebnisaus-
wirkungen haben.

Für die Erstaufnahmen sind für 2023 Vorhaltekapazi-
täten von durchschnittlich 3.455 Plätzen geplant. Ein 
weiterer Ausbau an Plätzen wird in Aussicht gestellt. 
Auch wenn der Kriegsverlauf in der Ukraine kaum 
abzuschätzen ist, wird davon ausgegangen, dass auch 
für die Erstaufnahmen mit weiterhin hohen Zugän-
gen aus der Ukraine wie auch aus anderen Herkunfts-
ländern zu rechnen ist. Die gegenwärtige Finanzie-
rungsvereinbarung mit der BIS ist für F&W nicht 
auskömmlich und muss deswegen angepasst werden.

Für die Wohnungslosenhilfe und deren Spezialberei-
che wird für 2023 mit einer durchschnittlichen Platz-
belegung von 808 Plätzen gerechnet.

In diesem Geschäftsfeld wird mit einem ausgegliche-
nen Jahresergebnis gerechnet.

Das Wettbewerbsumfeld für den Geschäftsbereich 
Wohnen von F&W ist dadurch gekennzeichnet, dass 
in den Jahren 2022 und 2023 lediglich zwei Wohn
unterkünfte der Folgeunterbringung von anderen 
Trägern aus der Wohlfahrtspflege betrieben werden, 
die direkt von der FHH beauftragt sind. Darüber 
hinaus nehmen acht externe Betreiber im Auftrag 
von F&W einen Teil der Betreiberaufgaben an 17 
Standorten zur Unterbringung Schutzsuchender aus 
der Ukraine wahr. Die Belegungsverteilung inner-
halb Hamburgs und das Gebührenmanagement müs-
sen jedoch für jeden Unterkunftsstandort von F&W 
vorgenommen werden.

3.1.2	 Geschäftsfeld Begleitung und Teilhabe

Die Planung für das Geschäftsfeld Begleitung und 
Teilhabe orientiert sich grundsätzlich an der Rah-
menvereinbarung 2019 bis 2023 zum Trägerbudget 
für die Hamburger Standorte. Für das Leistungsan-
gebot am Standort Huckfeld hat F&W eine neue 
Vereinbarung mit der zuständigen Behörde in Nie-
dersachsen geschlossen. Die Leistungen werden ent-
sprechend der niedrigeren Finanzierung Niedersach-
sens angepasst. Für den Standort Sachsenwaldau ist 
nach dem Stand der Verhandlungen davon auszuge-
hen, dass dieses Angebot auch noch über 2023 hinaus 
entsprechend dem Hamburger Trägerbudget vergü-
tet wird.

Die Inbetriebnahme des Neubaus Meilshof ist zum 
Ende des Jahres 2023 vorgesehen. Die Planungen 
zum Umbau und zur Sanierung von Haus 6 auf dem 
Gelände August-Krogmann-Straße beginnen. Die 
wirtschaftlichen Auswirkungen für das Jahr 2023 
sind aufgrund der späten Inbetriebnahme gering.

Von den für das Jahr 2023 geplanten 606 Plätzen/
Fällen in Begleitung und Teilhabe werden 441 Plätze/
Fälle über das mit der Sozialbehörde vereinbarte pau-
schale Trägerbudget finanziert. 165 Plätze/Fälle wer-
den mit sonstigen Kostenträgern über die vereinbar-
ten Kostensätze pro Platz und Tag abgerechnet.

Vor diesem Hintergrund wird auch für dieses 
Geschäftsfeld mit einem ausgeglichenen Jahresergeb-
nis gerechnet.
F&W hat sich im Wettbewerb unter den größten 
Marktteilnehmern in Hamburg erfolgreich an fünfter 
Stelle etabliert.

3.1.3	 Geschäftsfeld Wohnungen, Vermietung
Im ersten Quartal 2023 erwarb F&W das Grundstück 
Winterhuder Weg 4-10 mit 133 Wohnungen und 
Gewerbeflächen, um außer den Flächen für die 
Unterbringung von Schutzsuchenden aus der 
Ukraine auch Wohnungen mit günstigen Mieten zu 
erhalten und für das F&W-Klientel zu entwickeln. 
Ab März 2023 wird der Vermietungsbestand für vor-
dringlich Wohnungssuchende Haushalte um den 
Neubau auf dem Bestandsgrundstück Lohkampstraße 
mit rd. 46 Wohneinheiten erweitert.
Die Wohnungsneubauten Heidschnuckenring und 
Maronenhof werden voraussichtlich 2023 fertigge-
stellt werden. Im Jahresdurchschnitt wird für 2023 
mit rd. 1.242 vermieteten Wohneinheiten gerechnet. 
Hinzukommen die Wohnungen der Zwischenver-
mietungsmodelle, die F&W von Wohnungseigentü-
mern mietet und an vordringlich Wohnungssuchende 
und Ukrainer:innen befristet vermietet.
Im Bereich des Mietwohnens ist die zeitlich verscho-
bene Übernahme des Georgswerder Rings mit 45 
Wohneinheiten geplant. Die Sozialbehörde hat F&W 
damit beauftragt, diesen Standort von der SAGA zu 
übernehmen. Der Standort ist ursprünglich ein 
Wohnprojekt der FHH, in dessen Rahmen Anfang 
der 1980-Jahre die Reihenhaussiedlung von der 
SAGA errichtet und an Sinti-Familien vermietet 
wurde. Die Bebauung ist in einem schlechten 
Zustand. F&W soll für den Standort ein Betriebs- 
sowie ein Sanierungs- bzw. Neubaukonzept unter 
sozialpolitischen Gesichtspunkten entwickeln. Ob 
die Übergabe im Jahr 2023 erfolgen kann, wird sich 
im Laufe des Jahres zeigen. Die entsprechende Bür-
gerschaftsdrucksache wurde noch nicht beschlossen, 
so dass auch die Finanzierung noch nicht gesichert 
ist.
Die Vermietung von gewerblichen Verwaltungs- und 
Kita-Flächen sowie eines Begegnungshauses wird 
seit Ende 2022 um die Vermietung von Apartments 
der Liegenschaft Blomkamp an die Bundeswehr 
erweitert.

3.2	 Risikobericht
3.2.1	 Risikomanagement

Im Rahmen des Risikomanagementsystems, das als 
Frühwarn- und Steuerungssystem fungiert, wird ein 
unternehmensweites Risikoinventar in fortgeschrie-
bener Form geführt, das die Unternehmensrisiken 
vollständig erfasst sowie die Risikoauswirkungen, die 
Risikobewertung und die Risikosteuerung durch 
Hinterlegung von Maßnahmen dokumentiert. Die 
Risikoerhebung und -fortschreibung erfolgt in einem 
halbjährlichen Rhythmus. Für die bei F&W identifi-
zierten bedeutendsten Risiken werden nach 
Abschluss des Erhebungsprozesses Maßnahmen- und 
Handlungsprioritäten vom Risikoausschuss festge-
legt. Der Risikomanagementprozess wird kontinuier-
lich in Art und Umfang evaluiert und an die verän-
derten Bedarfe aufgrund von Kapazitäts- und Struk-
turveränderungen angepasst. In 2022 erfolgte darüber 
hinaus eine methodische Systemanpassung durch 
Straffung der intervallweisen Risikoerhebungen, 
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Reduzierung der Risikostufen und Anpassung der 
Schwellenwerte zur Risikobewertung. Die veränderte 
Methodik war Gegenstand der Risikoberichterstat-
tung 2022 an den Aufsichtsrat.

Die Implementierung des Compliance Management 
Systems (CMS)– als Umsetzung der Compliance-Rah-
menrichtlinie für die öffentlichen Unternehmen der 
FHH – wurde Ende 2021 vom Aufsichtsrat beschlos-
sen. Das Risikomanagement ist seit Anfang 2022 in 
dieses System integriert. Die Risikoberichterstattung 
an den Aufsichtsrat erfolgt seit 2022 als Schnittstelle 
zur Compliance-Berichterstattung an den Aufsichts-
rat. Die jährliche externe Risikoberichterstattung an 
den Träger FHH erfolgt in Abstimmung mit dem 
Aufsichtsrat. Die angemessene und wirksame Imple-
mentierung des internen Kontrollsystems wird regel-
mäßig durch die Interne Revision überprüft.

Im Zuge des deutlichen Wachstums des Unterneh-
mens in den Jahren 2015/2016 wurde 2017 ein Kon-
zept zur Korruptionsprävention implementiert. Die 
Korruptionsprävention ist ebenfalls seit Anfang 2022 
in das CMS integriert. Das Konzept zur Korruptions-
prävention ist in seiner weiterentwickelten Form 
Gegenstand des Compliance-Konzeptes, das Ende 
2021 als Gesamtkonzept vom Aufsichtsrat beschlos-
sen wurde.

Ein Antikorruptionsbeauftragter ist als interne und 
externe Ansprechperson von der F&W-Geschäftsfüh-
rung seit 2017 bestellt. Ein professionelles Hinweis-
gebersystem mit Einbindung eines externen Ombuds-
manns ist seit Anfang 2022 implementiert. Ein 
F&W-Compliance-Kodex und ein Verhaltenskodex, 
u. a. gegen Korruption, sind vorhanden. Schulungen 
für Mitarbeitende zu Compliance und zur Korrup
tionsprävention sind Gegenstand des Complian-
ce-Konzeptes. Ein alle drei Monate tagendes Compli-
ance-Komitee dient der Koordination der wesentli-
chen Compliance-Aufgaben in der Organisation von 
F&W.

3.2.2	 Risiken

Risiken für die Kapazitätsbeschaffung und die Perso-
nalgewinnung in der Unterbringung

Die Herausforderungen und Risiken für das Jahr 
2023 entsprechen weitgehend denen des Berichtsjah-
res. Erschwerend kommt hinzu, dass dem anhaltend 
hohen Unterbringungsbedarf für Asylsuchende und 
Schutzsuchende aus der Ukraine ein zunehmendes 
Auszehren der Ressourcen gegenübersteht. Die zu 
schaffenden Kapazitäten sind immer schwerer zu 
finden. Verfügbare, noch nicht genutzte und umnutz-
bare Flächen und Räume der Stadt sind inzwischen 
ausgeschöpft. Nachdem in den ersten Wochen des 
Jahres der Schnittpunkt zwischen den prognostizier-
ten Zugängen und dem nicht mehr ausreichenden 
Platzangebot immer weiter in die Zukunft geschoben 
werden konnte, ist dieser Punkt zum Ende des ersten 
Quartals wieder sehr nah an die Gegenwart herange-
rückt. Notstandorte (insbesondere Hallen), die 
geräumt worden waren, mussten wieder in Anspruch 
genommen werden.

Die größte Herausforderung des Geschäftsfelds 
Unterkünfte bleibt daneben die Personalgewinnung. 
Es ist daher zu befürchten, dass der geplante Stellen-
aufbau 2023 trotz weiter entwickelter Personalgewin-
nungsverfahren nicht in dem vollen Umfang bzw. 
verzögert umgesetzt werden kann. Aus der schwieri-
gen Situation bei der Personalakquise und dem star-

ken Wachstum folgen bei F&W entsprechende Perso-
nalengpässe und eine hohe dauerhafte Arbeitsbelas-
tung mit einhergehenden weiteren Konsequenzen 
(hoher Krankenstand, psychische Belastungen für 
Mitarbeitende, etc.).

Die letzten Jahre haben gezeigt, dass F&W in der 
Lage ist, vorübergehende Krisen zu bestehen. Perso-
nell ist das Unternehmen aber nicht dafür ausgestat-
tet, Krisen als Dauerzustand zu tragen. Die Organisa-
tion F&W muss deshalb in den Stand gesetzt werden, 
dauerhaft existentielle Daseinsvorsorge in Krisen
zeiten leisten zu können. Dem steht momentan 
jedoch die allgemeine Arbeitsmarktsituation entge-
gen, die dazu führt, dass F&W offene (finanzierte) 
Stellen teilweise gar nicht oder erst nach einer langen 
Suchphase besetzen kann. Die Intensivierung der 
Maßnahmen für die Personalakquise wird daher auch 
2023 hohe Priorität haben.

Finanzierungsrisiken im Geschäftsfeld Begleitung 
und Teilhabe infolge des BThG

Durch die technische Anpassung der Leistungsange-
bote der Eingliederungshilfe an das BThG haben sich 
bisher keine negativen wirtschaftlichen Auswirkun-
gen für F&W ergeben. Mittelfristig bleibt aber ein 
Finanzierungsrisiko für stationäre Angebote in Sach-
senwaldau und Huckfeld, da eine KDU-basierte 
Finanzierung der Wohnfläche nicht ausreichend ist, 
um die großflächigen Liegenschaften von F&W zu 
unterhalten. Da die Kostenträgerschaft in Sachsen-
waldau wohl noch für mehrere Jahre im Trägerbud-
get (und damit in Hamburg) bleibt, ergibt sich dort 
zumindest zeitnah kein unmittelbares wirtschaft
liches Risiko.

Die Planung orientiert sich für die Hamburger Ein-
richtungen und Sachsenwaldau am Trägerbudget. 
Für Haus Huckfeld gilt die neue Vergütungsverein-
barung mit Niedersachsen (darin eine variable Ent-
geltung in Abhängigkeit zur Belegung). Um den 
Auswirkungen der Inflation entgegenzutreten, haben 
alle Kostenträger bereits angekündigt, die Vergütun-
gen zu erhöhen.

Aufgrund des abgesenkten Vergütungsansatzes für 
das Angebot in Huckfeld (Niedersachsen) ist in der 
Planung 2023 eine entsprechende Personalreduzie-
rung antizipiert worden.

Verlangsamte Organisationsentwicklung

Aufgrund des immensen Wachstums und der sich 
stark wandelnden Organisation von F&W müssen die 
bisherigen Geschäftsprozesse und Regularien weiter-
entwickelt werden. Hierzu wurden in den letzten 
Jahren mehrere weitreichende Projekte verfolgt, um 
die Implementierung geeigneter Organisationsfor-
men und -prozesse zu realisieren. Durch die Heraus-
forderungen zum Umgang mit der Corona-Pandemie 
und der aktuellen Herausforderungen durch die 
enormen Zuwanderungen aus der Ukraine haben sich 
manche Projekte z.T. verzögert bzw. erstrecken sich 
über einen verlängerten Zeitraum.

Mehrkosten in Folge aktueller Tarifverhandlungen 
2023

Im Wirtschaftsplan 2023 sind Tarifkostensteigerun-
gen für Personalkosten in Höhe von 5 % berücksich-
tigt. Angesichts des noch offenen Abschlusses der 
aktuellen Tarifverhandlungen sind etwaige Mehrkos-
ten über das Wirtschaftsplanniveau hinaus nicht 
bezifferbar.
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Allgemeine Kostensteigerungsrisiken

F&W hat im Wirtschaftsplan 2023 angesichts der 
sich abzeichnenden Inflationsentwicklung Preisstei-
gerungsquoten im Sachkostenbereich und für Was-
ser/Abwasser in Höhe von jeweils 5 % berücksichtigt. 
Für Strom, Heizgas, Fernwärme und Heizöl ist eine 
Preissteigerungsquote in Höhe von 50 % angesetzt. 
Etwaige inflationsbedingte Mehrkosten über das 
Wirtschaftsplanniveau hinaus können nicht prognos-
tiziert werden.

Weitere Risiken

Beim geförderten Wohnungsbau für vordringlich 
Wohnungssuchende ist auch für das Berichtsjahr das 
Risiko tatsächlich eingetreten, dass bei weitem nicht 
ausreichend geeignete Grundstücke zur Verfügung 
standen, um jährlich insgesamt 200 Wohneinheiten 
realisieren zu können. F&W hat sich gemeinsam mit 
der Sozialbehörde dafür eingesetzt, dass städtische 
Grundstücke speziell für diese Aufgabe zugewiesen 
werden. Im Berichtsjahr wurde eine neue Bürger-
schaftsdrucksache beschlossen, die F&W in seiner 
Rolle als Wohnungsbaugesellschaft stärken soll. 
Inwieweit sich daraus eine verbesserte Verfügbarkeit 
von Baugrundstücken für F&W ergibt, bleibt abzu-
warten. Auch die stark steigenden Baupreise und 
Finanzierungszinsen stellen eine Herausforderung 
dar. In einigen Gewerken gibt es insbesondere auf-
grund der Personalknappheit im Handwerksbereich 
Engpässe und immer wieder Verzögerungen in der 
planmäßigen Ausführung der Maßnahmen. Ferner 
ist der Großteil der bereits knappen Personalressour-
cen aufgrund der großen krisenbedingten Bedarfe 
(Ukraine) in der Schaffung von Unterkünften gebun-
den. Die Personalakquisition im Bereich der Ingeni-
eure und Architekten bleibt meist erfolglos.

Betriebswirtschaftlich problematisch bleibt die wirt-
schaftliche Situation des Seniorenwohnens. Für die 
Sanierung der Wohnanlage Groß-Borstel sind 
Instandsetzungsaufwendungen von über 10 Mio. e zu 
veranschlagen. Da die erforderlichen Sanierungs-
maßnahmen mit dem bisherigen Betriebskonzept 
nicht finanzierbar sind, wurde ein Teil der Apart-
ments in Abstimmung mit der Sozialbehörde zu einer 
Pflege-Wohnunterkunft umgewandelt, was die 
Ertragslage verbessert.

F&W steht in einem Rechtsstreit mit einem Unter-
nehmen im Zusammenhang mit Bauplanungen an 
mehreren Standorten. F&W hält dessen Forderungen 
für ungerechtfertigt. Die Risikoeinschätzung von 
F&W führt zu einem sechsstelligen Betrag. Derzeit 
werden Gutachten von Sachverständigen erstellt. Da 
der größte Teil des Risikobetrags im unwahrscheinli-
chen Zahlungsfall überwiegend zu einer Aktivierung 
als Herstellungskosten mit der Folge eines etwas 
höheren Abschreibungsaufwands entsprechend der 
Nutzungsdauer der Gebäude führen würde und die-
ser zusätzliche Aufwand durch Erträge aus Finanzie-
rungskostensätzen der Sozialbehörde gedeckt würde, 
wurde wie im Vorjahr von einer Rückstellungsbil-
dung im Jahresabschluss abgesehen.

Zur Finanzierung der Altersversorgung ist zu berück-
sichtigen, dass die aus den operativen Erträgen jähr-
lich zu leistenden Rückstellungszuführungen auf-
grund der in den letzten Jahren niedrigen Zinsen 
kontinuierlich überproportional angestiegen sind. 
Entlastend wirkt, dass der Kostenanteil der Altersver-
sorgungskosten aufgrund des sich verjüngenden Per-

sonalbestands im Geschäftsfeld Unterkünfte sinkt, 
weil neue Mitarbeiter mit Eintritt ab dem Jahr 2006 
keine Altersversorgungsansprüche erwerben.

Die steuerliche Betriebsprüfung für die Jahre 2012 
bis 2015, die im Jahr 2018 begonnen wurde, befasst 
sich mit Fragen zur Körperschaft- und Gewerbe-
steuer sowie zur Umsatzsteuer. Damit ist das Risiko 
verbunden, dass F&W für steuerliche Überschüsse 
im Geschäftsfeld Begleitung und Teilhabe insbeson-
dere Ertragsteuern tragen muss, die im Trägerbudget 
bzw. in anderen Vergütungen nicht berücksichtigt 
sind. Die Betriebsprüfung wird voraussichtlich in 
2023 abgeschlossen.

Risiken, die den Bestand des Unternehmens gefähr-
den, bestehen nicht.

3.3	 Chancenbericht

Trotz der genannten Herausforderungen hat das 
Unternehmen seine Angebotsstrukturen 2022 in 
Abstimmung mit der Sozialbehörde weiter verbrei-
tert und wird dies auch 2023 fortsetzen. Dieser 
Wachstumsprozess bietet Chancen, weil die Differen-
zierung der Angebote spezifischer auf bestehende 
Problemlagen der Klientel reagiert. Die Erweiterung 
des Aufgabenspektrums des Unternehmens ist sinn-
voll, bedeutet jedoch zunächst einen erhöhten admi-
nistrativen Aufwand und erfordert ein funktionieren-
des Projektmanagement.

Insbesondere das im Berichtsjahr eingeführte 
Management externer Betreiber, die von F&W ausge-
schrieben und beauftragt werden, erhöht die Wirk-
samkeit des Unternehmens in Zeiten, in denen ein 
hoher Aufgabenzuwachs nicht vollständig zeitgerecht 
mit eigenem Personal wahrgenommen werden kann. 
Auch die 2022 eingeführte Routine, Hotel- und Hos-
telkapazitäten ergänzend zu den herkömmlichen 
Unterbringungsarten mit einer gewissen zeitlichen 
Flexibilität zu buchen, stellt die Deckung des Unter-
bringungsbedarfs Schutzsuchender aus der Ukraine 
sicher.

Dass es dem Unternehmen gelungen ist, den aktuel-
len Herausforderungen gerecht zu werden, und dass 
es die Ukraine-Krise bisher sehr erfolgreich gemeis-
tert hat, ist ein Zeichen für die hohe Flexibilität der 
Organisation und ihrer Mitarbeitenden. Die Erfah-
rungen aus der Krise 2015 ff., die daraus abgeleiteten 
Krisenstrukturen sowie die hohe intrinsische Moti-
vation und Professionalität des Personals haben dazu 
geführt, dass das Unternehmen die bisherigen Her-
ausforderungen in 2022 nahezu unbemerkt von 
Öffentlichkeit bewältigt hat.

F&W hat u. a. mit dem erfolgreichen Abschluss der 
Projekte zur Einführung eines neuen Leistungs- und 
Abrechnungsprogramms und einer flächendecken-
den Versorgung aller Unterkünfte mit WLAN für die 
Internet-Nutzung der Bewohner:innen gezeigt, dass 
wichtige Entwicklungsprojekte auch in Krisenzeiten 
bewältigt werden können, wenn auch mit längeren 
Realisierungszeiträumen. Für das Jahr 2023 ist die 
Umsetzung wichtiger Eckpunkte der IT-Strategie 
geplant, die zu deutlichen Modernisierungen der 
IT-Infrastruktur und der digitalen Zusammenarbeit 
im Unternehmen führen wird.

Der große Bedarf an Wohnungen für vordringlich 
Wohnungssuchende stellt für F&W die Chance dar, 
mit einem selbst entwickelten Nutzungskonzept, das 
den Einsatz einer Mietersozialberatung einschließt, 
einen Mehrwert für Menschen zu bieten, für die es 
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auf dem allgemeinen Wohnungsmarkt besonders 
schwierig ist, eine Wohnung zu finden. Auf diese 
Weise kann F&W sein Profil auch als Wohnungsbau-
unternehmen im Auftrag der Stadt verstärken.

Im Bereich der ambulanten Sozialpsychiatrie zeigt 
sich, dass zunehmend weniger Klienten mit eigenem 
Wohnraum in das Hilfesystem kommen, während die 
Nachfrage von Menschen, die psychisch krank und 
wohnungslos sind, steigt. Da F&W eigenständig im 

Auftrag der FHH sozialen Wohnungsbau betreibt, 
bestehen Chancen, Menschen mit Unterstützungsbe-
darf trägereigenen Wohnraum zu vermieten und 
damit neue Betreuungsfälle zu akquirieren.

Hamburg, den 31. März 2023

F & W Fördern & Wohnen AöR 
	 Dr. Arne Nilsson	 Roberto Klann 
	 Sprecher der 	 Geschäftsführer 
	 Geschäftsführung	
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An die F&W Fördern & Wohnen AöR, Hamburg

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der F&W Fördern & 
Wohnen AöR, Hamburg, – bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2022 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darü-
ber hinaus haben wir den Lagebericht der F&W Fördern & 
Wohnen AöR, Hamburg, für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse
•	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften, 
den ergänzenden Bestimmungen des Gesetzes über die 
Anstalt öffentlichen Rechts F&W Fördern & Wohnen 
AöR vom 3. April 2007, zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 7. März 2017, und vermittelt unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 
31. Dezember 2022 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 
und

•	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen 
wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar.
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 

unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ord-
nungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lage
berichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestäti-
gungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit 
den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-
pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Auf-
sichtsrats für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesetzes 

über die Anstalt öffentlichen Rechts F&W Fördern & Woh-
nen AöR vom 3. April 2007, zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 7. März 2017, in allen wesentlichen Belangen ent-
spricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Über-
einstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmä-
ßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 
frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von 
dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen der Rechnungs-
legung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwor-
tung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-
lich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres
abschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen des 
Gesetzes über die Anstalt öffentlichen Rechts F&W För-
dern & Wohnen AöR vom 3. April 2007, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 7. März 2017, entspricht und die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-
lich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die 
sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwenden-
den deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, 
und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen 
im Lagebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwa-
chung des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 
Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit 
dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestim-
mungen des Gesetzes über die Anstalt öffentlichen Rechts 
F&W Fördern & Wohnen AöR vom 3. April 2007, zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 7. März 2017, entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers
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der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-
heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen 
oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich ange-
sehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, 
dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaft-
lichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermes-
sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darü-
ber hinaus

•	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentli-
cher falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder 
Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prü-
fungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende 
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist höher als das Risiko, dass aus Irrtümern resultie-
rende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufge-
deckt werden, da dolose Handlungen kollusives Zusam-
menwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständig-
keiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außer-
kraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

•	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung 
des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsys-
tem und den für die Prüfung des Lageberichts relevan-
ten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshand-
lungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prü-
fungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben.

•	 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetz
lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs
methoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetz
lichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben.

•	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit 
des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlang-
ten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicher-
heit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit 

der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 
kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungs-
urteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolge-
rungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 
jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unterneh-
menstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

•	 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jah-
resabschlusses insgesamt einschließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermit-
telt.

•	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem 
Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das 
von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

•	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetz-
lichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichen-
der geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei 
insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeut-
samen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen 
Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den 
zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereig-
nisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen.
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-

lichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeit-
planung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfest
stellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel im 
internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen.

Hamburg, 28. April 2023

Ebner Stolz GmbH & Co. KG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft

	 Nicolai Hansen	 Andreas Wendland 
	 Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüfer
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Offenes Verfahren
Auftraggeber:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB OV 141-23 IE
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Sanitäranlagen für Neubau Sporthalle,
Ohrnsweg 52, 21149 Hamburg
Bauauftrag: Sanitär
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 108.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich:
Beginn ca. November 2023;
Fertigstellung ca. März 2024
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
24. Oktober 2023 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter: 
https://hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter: https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 27. September 2023
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Offenes Verfahren
Auftraggeber:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB OV 145-23 IE
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Neubau Bundesstützpunkt Rudern, Allermöher Deich 36, 
21037 Hamburg
Bauauftrag: Sanitär
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 153.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich:
Beginn ca. Januar 2024;
Fertigstellung ca. Juli 2025
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
1. November 2023 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter: 
https://hamburg.de/bauleistungen/.
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter: https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 4. Oktober 2023
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